
Hubert Rottleuthner 
Klassenjustiz? 

Für die viel zitierten Liberalen im Lande scheint das Beunruhigende an den Pro­
zessen gegen Mitglieder der Außerparlamentarischen Opposition weniger, daß 
damit eine sich demokratischen Idealen praktisch verpflichtende Bewegung in 
ihrer Existenz bedroht wird - also, da alles gesetzmäßig zugehe, nicht die poli­
tische Bedeutung -, als vielmehr, daß die Urteile der Gerichte, obwohl alles 
gesetzmäßig zugehe, inkonsistent sind. Die Rechtssicherheit sei bedroht; der Ruf 
nach einer gesetzlichen, zumindest einer autoritativen Klärung wird laut. Die 
Prozesse könnten aber auch einem liberalen, rechtsstaadichen Bewußtsein zeigen, 
daß Gesetze nicht entscheidend sind. Die Gerichte, welche dieselben gesetzlichen 
Tatbestände »anzuwenden« haben, kommen zu völlig verschiedenen Result:lten. 
Nicht das Gesetz entscheidet, die letzte Instanz wird entscheiden: nicht eine 
abstrakte Norm, sondern eine autoritäre Institution. 

M ethodologische Exposition 

Wenn aber die Gesetze keine Rechtssicherheit, also eindeutig Prognostizierbar­
keit im institutionellen Rahmen verbürgen, dann lenken die Prozesse das Inter­
esse auf die Kriterien, unter denen Gesetze überhaupt angewandt werden. Wenn 
die Frage nach solchen Bedingungen der Anwendbarkeit von RechtsSätzen sinn­
voll ist, so liegt darin zugleich die Kritik ,am herkömmlichen Subsumptions-Mo­
dell, der Erklärung richterlichen Handeins als eines syllogistischen Prozesses be­
gründet. Für diese haben ja Legalnormen den Status sowohl von Obersätzen 
einer Prämisse, als auch von Motiven' des Richters selbst. Im klassischen Anwen~ 
dungs-Modell ist "richterliche überzeugung« austauschbar gegen ,.Gesetze«. Aus 
diesen - so ist zu interpretieren - lassen sich, als hypothetischen Imperativen, in 
Verbindung mit einem gegebenen Fall Rechtsfolgen ableiten; analog können wir 
in der pragmatistischen Tradition formulieren, daß aus einer überzeugung (»be­
lief«) - also dem »upon which a man is prepared to aet" (Peiree) - in einer Si­
tuation Handlungen resultieren. Wären für den Richter Gesetze und Maximen 
identisch, so erfüllte er das Konformitätstheorem: die Einheit von institutionali­
siertem und internalisiertem Handlungsmuster (Rolle/Normund Motiv) er­
laubte lediglich eine rigide, zwanghafte, allerdings exakt berechenbare Anwen­
dung von Normen - er wäre tatsächlich der Subsumptions-Automat. 
Obwohl diese Erklärungsform in der juristischen Methodenlehre schon vor der 
Jahrhunderrwende attackiert wurde und besonders seit den Arbeiten von Vieh­
weg und Esser als überwunden gelten kann, scheint es mir zunächst notwendig, 
den Status subsumptiver Vorstellungen erneut zu diskutieren. Denn selbst Ro­
land Dubischar kommt in seiner rechtstheoretischen Einführung zu dem Schluß, 
es sei nötig, »daß eine jede Entscheidung als von einer generellen Norm ableitbar 
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2 gedacht werden kann und so begründet werden muß. Dies sichert ihre Allgemein­
gültigkeit und ist die wirksamste Kontrolle gegen die ,':Jillkür von Einfällen<.«' 
Das ist keine theoretische Erklärung des richterlichen Handclns mehr - denn 
theoretisch hatte er zuvor die Bedeutung der »argumentatorischen Oberzeu­
gungsbildung« gezeigt~ - sondern reines Postulat, das sich allein auf die Identi­
fizierung von Gesetz-Freiheit-Sicherheit in der frühbürgerlichen Philosophie 
StÜtzt, die aber heute, von Juristen über die Zeiten gerettet, gerade zur Diskus-
sion steht. . 
Zweifellos ist allerdings, daß sich die richterliche Urteilsfindung in eine deduk­
tive Form bringen läßt (,.von einer generellen Norm ableitbar gedacht werden 
kann«). Eine solche objektivierte, normativ-analytische Betrachtung ist aber für 
den Richter nicht handlungsleitend. Das macht Abhandlungen über »Juristische 
Logik«, nicht nur für den Praktiker, so fruchtlos l • Der Sinn einer derartigen 
Perspektive liegt allerdings auch nicht in der Motivierung richterlichen Han­
delns, sondern in der Formulierung bedingter Prognosen von Gerichtsentschei­
dungen. Es ist die Perspektive des Anwalts. Gesetze müßten bei gegebenen 
Randbedingungen (Fall) die Voraussage von Urteilen erlauben. Daß dies nicht 
möglich ist, zeigen realistische und pragmatische Rechtstheorien. Für unser 
Ausgangsproblem, das der Inhomogenität von Entscheidungen - das ich als heu­
ristischen Faden benutzen möchte -, macht das die Frage notwendig, welche 
zusätzlichen Hypothesen, jenseits des Gesetzes, eingeführt werden müssen, um 
richterlid1e Rechtsfolgeanordnungen vorauszusagen. 
Dieses Problem möchte id1 nicht auf psychologischer Ebene diskutieren, nicht da­
hingehend, daß private Eigentümlichkeiten von Richtern systematisch berück­
sichtige werden sollen. Untersudmngen wie die von Ludwig Bendix~ sind ja, 
wenn sie nicht nur als Kompendien der Menschenkunde dienen sollen, theore­
tisch allein zu legitimieren, solange sie entweder ideologiekritisch ge~ich,et sind 
auf die Bestätigung der Mehrdeutigkeits-These, damit auf die Widerlegung 
einer falsd1 verstandenen Rechtssicherheie (als Eindeutigkeit und Voraussehbar­
keit von Urteilen); zum anderen sollten sie, um ihrem Anspruch als einer sozio­
logisch und erkenntnistheoretisch angereicherten Psychologie der Rechtsanwen­
dung wenigstens zu genügenS, die Formulierung präskriptiver Regeln für ratio­
nales Verhalten erlauben und nicht darin enden, daß sie die Irrationalität des 
»seelischen Vernehmens« (I69) auch noch als ,.ein höchstes, recht erfreuliches und 
nützliches Menschenglück" (I7I) rechtfertigen. Gleichwohl empfiehlt nämlich 
Bendix Mißtrauen, Kritik (I7I) und Selbstzucht (ZOI) gegenüber der »tiefen 
Abgründigkeit menschlicher Stellungnahme« (I44), bezeichnet die verschiedene 
Befähigung der Richterpersönlichkeiten als »Fehlerquelle" (I 8 3), um dann 
praktische Vorschläge dagegen zu unterbreiten. Schließlich - und das war unser 
Ausgangspunkt - müßten solche Untersuchungen die Aufstellung von allgemei-

I R. Dubischar. Grundbegriffe des Redm. StutC!;art 1968. S. 94. 
Z S. 93. Statt diese aber zu analysieren. bringt er sie sogleich in Zusammenhang mit dem ohne­

hin belasteten .Rechtsgefühl •. 
3 Gleichwohl sind sie nicht sinnlos: Juristische Logik hat ihren Iebitimen Ort bei der Oberprü­

fung von Entscheidungen - also in der Revisionsinstanz; und bei der Klärung undurchsichtiger, 
technisch-dogmatischer Begriifsverhälcnisse - also jenseits der Umgangssprache. 

4 L. Bendix, Zur Psycholosie der Urteilstiitigkeit des Berufsrichters und andere Schriften, 
Neuwied u. Berlin 1968 - Solche Arbeiten scheinen besonders die lebensnahen Justizkritiker zu 
ertreuen: s. die Besprechung von Rasehorn. in: NJW 1968. S. %370 f. und die von Ostermeyer. 
in: DRiZ 1969. S. 3 t. der. Bendix schon als .Herbert Marcuse der Rechtswissenschaft. feiern 
möchte. weil Arbeiten bei der Autoren - oh tertium compar:ltionis - in der Reihe .Soziologische 
Texte. erschienen sind. - VJ;I. dazu auch die Studie VOn Gotthold Bohne. Zur Psycholo::;ie der 
richterlichen Oberzeugungsbildung (r948), Neudruck bei der Wiss. Buch!:es., D.rmstadt o. J. 

6 Zu· diesem Anspruch s. 30.30.0., S. IlS. 147, 253. Er dürfte k.um mehr von Dilthey her zu er­
füllen sein. 
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nen Zusatzhypothesen über richterliches Handeln gestatten, nicht bloß solcher 
Leerformeln wie "Lebensrnacht" (255), "Zeitgeist .. (143), »überindividuelle Ge­
sichtspunkte« (216), die "soziale, historische und rechtliche Lagerung« der Fälle 
( I 77 f.) etc. 
Was sich jedoch aus psychologischen Analysen gewinnen läßt, ist die Einsicht, daß 
die Zusatzhypothesen zur Erklärung richterlichen Handelns nicht unabhängig 
von der jeweiligen Gesetzesinterpretation und der intentionalen Konstitution 
des Sachverhaltes (des Untersatzes) aufgestellt werden können; oder schlichter: 
in die Urteilsprognosen muß der- subjektiv vermeinte Sinn des Rechtsanwenden­
den selbst noch eingehen. Gesetze sind nicht reine Maximen des HandeIns. Sie 
sind vergegenständlichte und problematisierte Normen zuma!. Vergegcnständ­
lid,t, weil sie Objekte möglicher Auslegung sind und nicht als »Selbstverständ­
lichkeiten« den Horizont des richterlichen Bewußtseins definieren. Problemati­
siert, weil sie - obgleich Regeln der Konfliktlösung - selbst in soziale Konflikte 
mi teinbezogen sind. Im sozialen Handeln sichern sie einen prekären Konsens; 
sobald sie aber nicht mehr als unbefragte Muster der Handlungsorientierung 
fungieren, sobald die Verhaltenserwartungen, die sie le:;itimieren, zerbrochen 
sind, entscheiden nicht mehr die Gesetze allein, sondern ihre ,.richtige« Aus­
legungG• 

Dieses systematische Argument: Gesetze sind vergegenständlichte und problema­
tisierte Regeln, verbunden mit dem anfangs formulierten Einwand der Inkon­
sistenz der Rechtsprechung, begründet, so möchte ich die bisherigen Ausführun­
gen zusammenfassen, den Sinn der Frage nach den Kriterien, unter denen 
GesetZe erst angewendet werden. Diese Bedingungen möglicher Applikation 
nennt die neuere Methodenlehre »Grundsätze., "Prinzipien« (Esser), "Topoi« 
(Viehweg) oder einfach: "Werte«. - Obwohl sie den legalen Rahmen längst hin­
ter sich gelassen hat, bleibt sie in einem deduktiven Selbstrnißverständnis befangen. 
Viehweg etwa kann mit seiner Trennung von Topik erster und zweiter Stufe1 ja 
nur dadurch dem unendlichen Regreß - was konstituiert die ,.leitenden Gesichts­
punkte«? - entgehen, daß er jener unbewußte, nicht explizite Orientierungs­
muster zuordnet - obgleich sie prinzipiell für den danach Handelnden bewußt­
seinsfähig sind; also das, was sie ,.an sich«, und d. h. für andere (darunter auch 
Viehweg), ohnehin schon sind. - Der Fehler der juristischen Methodenlehren 
scheint mir darin zu liegen, daß sie von einem einsamen Richter ausgehen, der 
für sich eine Entscheidung findet. Das Bild vom :oHin- und Herwandern des 
Blickes zwischen Obersatz und Lebenssachverhalt .. a ist kennzeichnend hierfür. 
Der Richter findet aber sein Urteil nicht in Klausur vor einem Text oder phy­
sikalischen Ereignis; er befindet sich - auch wenn er noch so regungslos dasitzt -
in einer, selbst bei Einschränkung der Mündlichkeit lediglich virtualisierten, 
Handlungssituation, in der kommuniziert und argumentiert wird. In einem 
Prozeß werden kaum deduktive Argumente (Syllogismen), vielmehr kommlmi­
kative Argumente vorgetragen, mit denen die überzeugung anderer getroffen 
werden soll - und das Gesetz ist nur eine unter zahllosen Argumentations-In­
stanzen, auf die man sich beruft, um eine Meinung zu begründen. 
Welche Bedeutung etwa Begründungsformen zukommt, die sich nicht auf Ge­
setZe beziehen, läßt sich exemplarisch an den hier zu diskutierenden Prozessen 

G Das schließe n3eürlich niche prinzipien den Konsens der Beeeiligten vor Gericht aus: bei ge­
st:indigen, unterwürfigen Angekl3gten; Parteien, die zur .Einsiche. gelangen. Juristische Me­
thodenlehre hätten eben Problematisierungsiormen zu untersuchen. 

7 Theodor Vieh weg, Topik und Jurisprudenz, 3. Auß. München 1965, S. 18. 
B Karl Engisch. Logische Studien zur GesetzesanwenduDg, 3. Auf!. Heidelberg 1963, S. 15. 

J 
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4 bei der Frage nach den Kriterien der Glaubwürdigkeit von Zeugen darstellen. 
Daß ein Poli·zist deshalb gbubwürdig ausgesagt nabe, weil er sich bemühte, 
»nichts zu sagen, was den Angeklagten etwa zu Unrecht belasten könnte«~, setzt 
voraus, was erst zu beweisen war und läßt den Schluß zu, daß der Richter ins­
geheim davon ausgeht, daß Polizisten sonst »mehr« aussagen; sonst wäre der 
Satz sinnlos für die Begründung der Glaubwürdigkeit. Verschwommene Situa­
tionsanalysen, deren Aspekte der Beliebigkeit des Richters anheimgestellt sind, 
werden herangezogen: ,.Es ist völlig unwahrscheinlich, daß ein Polizeibeamter 
in einer im allgemeinen doch völlig friedlichen Situation solche Gewalttätig­
keiten begehen würde.« (Richter Röhr im Lübke-Pfeifer-Prozeß) Das sind al­
les Argumente, die sich auf kein Gesetz stÜtzen können, die aber gleichwohl ent­
scheidend sind. 
Kommunikative Praxis ermöglicht die Anwendung von Gesetzen. Darin soll 
sich die richterliche überzeugung durch die Argumente der an einem dramati­
schen Prozeß Beteiligten bilden. Plausible Argumente sollen das Urteil begrün­
den. Das aber scheint tautologisch, denn "plausibel .. sind ja für den Richter ge­
rade die Gründe, auf die erseine Entscheidung stürzt (oder zu stützen meint). 
Krasser: für jeden ist seine überzeugung »überzeugend«. Unser Ausgangspro­
blem der uneinheidichcn Rechtsprechung läßt sich also derart umformulieren: 
wann sind für den einen Richter Gründe pbusibel, die ein anderer nicht als sol­
che realisiert, in seine überzeugung aufnimmt? Zur Verdeutlichung greife ich 
wieder auf die Prozesse gegen Mitglieder der ApO zurüdt. Denn die Strategie 
der Argumentation der Verteidigung (wie der Staatsanwaltschaft) ist in den Ver­
fahren gegen Anti-Springer-Demonstranten allemal die gleiche: 

I. Auf der Ebene der Tatbestandsmäßigkeit wird bestritten, daß die Tatbesdnde des 
StGB (Aufruhr, Auflauf, Landfriedensbruch) überhaupt für solche Fälle zutreffen; sie 
seien ursprünglich gegen Arbeiterunruhen im Kaiserreich gerichtct. Auf diesem Hinter­
grund seicn auch die Bcgriffe .gewal[[ätige Zusammcnrottung- etc. zu sehen. Eine histo­
rische Intcrpretation zeige die Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz. Richter Schwalbe 
hat dieses Argument abgelehnt (N. 9); Richter Möllcr10 hat es inso"'eit realisiert, als er 
den Begriff der. friedlichen Demonstration« für eine restriktive Auslegung der .Gewalt­
tätigkeiten« einer ,.zusammengerotteten Menschenmenge- heranzog. 
2. Auf der Ebene der Rechtswidrigkeit beruft sich die Verteidigung auf die Grundrechte 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit, auf ein Notwehr- oder Widerstands recht, 
demgegenüber die Presse- oder Meinungsfreiheit Springers zurücktrete (Blinkfüer-Ur­
teil l1). Sich ans Parlament zu wenden, wird als sinnlos durch eine allgemeine Parlamen­
tarismus-Kritik begründet. - Richter Schwalbe akzeptierte davon nichts (er berief sich -
Art. 2 GG - auf die Goldene Regel, sah Grundrechte primär als Abwehrrechte gegen die 
Obrigkeit und berücksichtigte überhaupt nicht die Parlamentarismus-Kritik); Richter 
Möller akzeptierte die Grundrec!usinterpretation, verneinte für Springer eine wirksame 
Geltung der Pressefreiheit (Bericht der Günther-Kommission), ein Notwehrrecht gestand 
er gegenüber dem (unrechtmäßigen) Polizeieinsatz zu, nicht aber ein allgemeines Wider­
standsrecht. 
3. Auf der Ebene der Schuld verweist die Verteidigung - wenn die Rechtswidrigkeit an-

• Richter Schwalbe im Urteil gegen G. Paar, AG Frankfurt v. 4. 10. t968, in: Kritische Justiz 
2/63, S. t80-185 (t31). 

10 Urteil des AG Frankfurt (Jugendschöffengericht) v. 30. tO. 68, vollstiindig veröffentliche als 
Arbeitsmateri:tl der Republikanischen Hilfe. AUSZUGsweise abgedruckt in: ZRP 111 969, S. 01 
- Vg!. dazu: W. v. Simson, Verfassungskonforme Dcmonstrantenbe,crafung, in: ZRP 11t96S, 
S. tO f. und Heinrich Hannover, Demonstration,freiheit als demokratische, Grundrecht, in: 
Kritische Justiz 11t968, S. 51-59. 

11 Daß dieses Urteil all!;emein kritisiert wurde, ist in diesem Fall kein Einw:.nd, weil sich Sprin­
ger hier nicht wirksam auf seine Meinungsfreiheit berufen kann, wie das dem kommunisti­
schen Blatt h:itte eingeräumt werden müssen. 
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genommen wird - auf die Entschuldbarkeit des Verbots irrtums (Hetze Springers gegen 
die Studenten, fundierte politische überzeugung etc.). Richter Schwalbe anerkannte zwar 
.idealistische Motive. - um dem Angeklagten gleich darauf (in der mündlichen Urteils­
begründung) .verbrecherische Intensitiit. anzulasten; Richter Möller diskutierte ausführ­
lich die .objektiven Gründe. der Demonstranten, schon bei der rechtlichen Würdigung. 

Wir haben oben "Plausibilität« relativiert, nur vom Standpunkt des Richters, 
der urteilt, aus betrachtet. Deshalb kamen wir zu dem leeren Schluß, daß für 
ihn überzeugend sei, was seine überzeugung ausmache. Tautologisch ist das nur, 
weil und solange wir einen faktischen Begriff von Plausibilität unterstellen und 
nicht einen normativen. Wir müssen jedoch allgemeine Kriterien der Plausibili­
tät - und das Gesetz ist nur eines unter vielen - formulieren können, an denen 
gemessen sich Urteilsbegründungen als falsch erweisen. Das ließe sich zunächst 
durch Regeln der Argumentation erreichen, welche die Berufung auf bestimmte 
Instanzen verbieten, oder welche die Verbindlichkeit einer Diskussion sichern 
sollen durch Ausschaltung von Immunisierungstricks. 
Die kommunikationstheoretische übersetzung juristischer Methodenprobleme in 
Strategien der Konsenserzielung geht allerdings von der Existenz eines funda­
mentalen Konsens aust~ sowie von der rationalistischen Annahme, daß Argu­
mente tatsächlich überzeugungen begründen können. Rationalität würde sich an 
der Fähigkeit bemessen, Argumente zu formulieren und zu realisieren. Solch 
lichter Cartesianismus - von den herrschenden Ideologen der Gewaltlosigkeit 
dahin übersetzt, daß eine Auseinandersetzung nur mit Argumenten geführt wer­
den dürfe - muß freilich abstrahieren von Vorurteilen, die nur fiktiv - eben 
cartesianisch - bezweifelt werden (jeder ist verständnisvoll, aber, .. ), von ob-· 
jektiven Bedingungen des Handeins überhaupt: allgemeinen Erwartungen, insti­
tutionell festgelegten, "etablierten« Entscheidungskompetenzen. Um diese ten­
denziell aufzulösen, die Befolgung von Handlungsanweisungen allein von deren 
Piausibilidt abhängig zu machen, läßt sich die Notwendigkeit einer herrschafts­
freien Interaktion zumindest als regulative Idee formulieren. In ihr könnten sich 
divergierende Vorurteile der Kommunizierenden nicht mehr unbefragt und ein­
seitig legitimiert durchsetzen. Solange aber im Prozeß der Richter die Interpre­
tationsherrschafi ausübt - er bestimmt, was »zur Sadle" gehört -, solange er auf 
Fragen des Angeklagten nicht 'einzugehen braucht - wenn der es in seiner Unter­
würfigkeit überhaupt wagt -, solange er darüber bestimmt, was »Ungebühr« ist 
(§ 178 GVG ist eben anwendbar, wenn sich der Betroffene »ungebührlich" be­
nommen hat tS), solange er ohne Begründungszwang sitzungspolizeiliche Maß­
nahmen ergreifen kann ("Es ist so, weil ich es sage.« [Richter Schwalbe J »Das 
ist meine richterliche Entscheidung, nicht? Ohne alles!« [Richter Haile J), ist 
ein herrschaftsfreier Dialog und damit eine rationale UrteiIsfindung nicht ge­
währleistet. Richter können sich, ohne alls ihrer Rolle zu fallen, jeder Diskussion 
mit den Beteiligten entziehen. Sie sind die inquisitorischen und zugleich stum-

I: S. Niklas Luhmann, Grundrechte als Institution. Ein Beitrag zur politischen Soziologie, Ber­
lin '965, S. 60. 

13 Natürlich lassen sich dafür imposante Grunde vorbringen. Das OLG Nürnberg entdeckte et­
wa das Naturrecht jent auch im Sitzung .. aal (Beschi. v. ~7. 8.68, in: Kritische Justiz ~/I968, 
S. 188-I90 und DRiZ 1968, S. )86 f.). Die Regeln des Gebührlichen .stellen einfach Vorschrif­
ten dar, die in einem Verhandlungsraum vorgegeben sind ••• Die Gesellschaft. gibt sie zur 
Beachtung auf. Daß das Stehen vor Gericht, um das es hier ging, nicht einmal im 19. Jhdt. 
vorgeschrieben war, im Ausland (Schweiz) und auch in hiesigen Zivilprozessen nicht allgemein 
üblich ist, macht RA Vetter in seiner Verfassungsbeschwerde gegen den Beschluß des OLG und 
die Ordnungsstrafen geltend. Es ist zu hoffen, daß das BVerfG nicht wieder nur den .einsichti­
gen Bürger. bemüht, der .selbstverständlich. dem Gericht die .schuldige Achtung. erweist. 
(Beschl. v. 3. 8. 1966, in: DRiZ 1966, S. 356, s. auch DRiZ, 1966, S. 274). 

5 
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6 men Türhüter der Plausibilität. Die viel beschworene ,. judiziäre Sachlichkeit« 
hätte sich in der Rationalität von Argumenten zu zeigen, nicht in der Regungs­
losigkeit der Beteiligten. die bis zum Zynismus geht, wenn voller Gleichgültigkeit 
Freiheitsstrafen beantragt oder verkündet werden. Zudem verraten sich autori­
täre Verhaltensweisen in Reflexionsverdrossenheit und Argumentationsdefizit. 
Der Richter erlaubt keine Fragen, die seine l\.ußerungen selbst befragen; er be­
läßt seinen Horizont im Unproblematischen, Unbewußten. Seine reduzierte 
Selbstdarstellung erweckt den Schein von Unparteilichkeit; sie verhindert aber 
für die Beteiligten, und für ihn selbst, eine Kontrolle der Urteilsbildung. Die 
ritualisierte Unterbindung von Meta-Kommunikation, also die Verständigung 
über das, was sich vollzieht, vereint das gerichtliche Drama mit anderen patho­
logischen Interaktionen. Das forensische Sprachspiel hat die Form der Kommu­
nikation mit einem Orakel. Auch eine noch so gelockerte Atmosphäre!4 hebt die 
prinzipiell einseitige Kommunikationsrichtung nicht auf; sie muß sich nicht ein­
mal im Urteil zeigen, wie die Berufungsverhandlung gegen Cohn-Bendit unter 
Richter Grabert mit ihrer Offenheit der rechtlichen Problematik beweist. · Wir 
werden unten sehen, daß die Notwendigkeit dieser Kommunikacionsstruktur 
ganz andere Gründe hat als die der" Würde des Gerichts .. , die noch zur,. Würde 
des Rechts« aufgespreizt wird. 
Das Verhalten der Kommunarden Teufel und Langhans l5 hat Vorurteile im 
judiziellcn Verhalten bloßgelegt, welche die Richter als implizite Staatsanwälte 
erscheinen lassen. In diesen richterlichen Erwartungen - allgemeine Auffassungen 
über Ordnung, Anstand, gesittete und legale Verhaltensweisen - erkennen wir 
Kriterien, welche die Anwendung von Gesetzen erst ermöglichen und festlegen. 
Nicht nur dogmatisch-juristische Grundsätze, die Josef Esser in den Vordergrund 
stellt l5, sondern auch allgemeine Standards von Ordnung und Autorität kon­
stituieren die intentionale Seite eines Handlungssystems, das nicht mit Legal­
normen zusammenfällt. Diese Folie nennen wir, wie es heute üblich ist, das 
richterliche "Vorverständnis«. Der von Topitsch im Anschluß an Popper ge­
brauchte Begriff des "sozialen Spielraums«!7, der durch moralisch-politische 
Wertideen bestimmt ist, bezeichnet ähnlich die Variationsbreite aktuell möglicher 
Interpretationen. Durch seine Gegenüberstellung mit dem »Normgehalt« von 
Sätzen (ebd. S. 83) kann er den Status von Rechtssätzen in einem vorverstande­
nen Interpretationsschema klären helfen. 
Die vorangegangenen methodologischen Erörterungen erlauben jetzt eine For­
mulierung der vorläufigen These, daß die Uneinheidichkeit der Rechtsprechung 
durch die Inhomogenität dieses richterlichen Vorverständnisses bedingt ist. Un­
sere methodologische Exposition ermöglicht aber nunmehr auch eine Klärung 
des thematischen Begriffs der "Klassenjustiz«. Denn darunter läßt sich verstehen 

14 Helmut Ostermeyers »Racsmläge für einen guten Strafrimterc (in: RasehorniOstermeyerl 
HuhnlHasse, Im Namen des Volkes? Neuwied u. Berlin '968, S. 63-<>6): »Denke einen Augen­
blick an die Fragwürdigkeit allen Rimtens und Strafens. hindern ja den Rimter nimt, nam 
dem Augenblic!t eines »vertrauensvollen., »persönlimen Gesprächs. den Angeklagten, was will 
er aum mehr, in ein ganz besonderes Gewalcverhältnis zu smicken. 

U S. dazu die verdiensrvolle Kommune-I-Brosmüre »Kl.:lu mim., Volcaire Handbum z. 
Frankfurt a. M. u. Berlin 1968. Die »aktive. Oberhöhung argumentativen Handelns ist zu 
legitimieren als anti-autoritäres Verh:dten, das »Spaße mamt und, sehr sublim, zur Gewinnung 
theoretismer Einsimten in richterlime Attitüden, nimt aber (abgesehen davon, daß es kaum 
namweisbar ist) durch die möglime Erzielung günstigerer Un.eile. Die Befriedigung, die darin 
lieSt, Latentes endlich manifest gemamt zu haben, entspringt einer eigentümlimen Versmmel­
zung von Praxisfreudigkeit und purer Theorie. 

18 J. Esser, Grundsatz und Norm, z. Auf!. Tübingen 1964. Soziale Wenmaßstäbe sind für ihn 
immer smon remtstemnism transformiert. 

17 E. Topicsm, Die Mensmenremte als Problem der Ideolosiekritik, in: Sozial philosophie ZW1-

smen Ideologie und Wissensmaft, z. Aull. Neuwied u. Berlin 1966, S. 71 if. (84). 
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die klassen spezifische Verschiebung von Interpretationsmöglichkeiten - nicht nur 
der Gesetze, sondern auch durCh diese hindurch der einzelnen Sachverhalte. Mit 
dem Begriff der Klassenjustiz bezcichnen wir eine Rechtsanwendung, die durch 
ein im objcktiven Intercsse einer oder mehrerer Klasse(n) verzerrtes VOTVcrständ­
nis geleitet ist. Im folgenden Teil läßt sich die Ausgangsfrage nach den Bedin­
gungen der Uneinheitlichkeit verbinden mit der Diskussion des Begriffs der IGas­
senjustiz. Wir fragen also nach den konstitutiven Faktoren eines inhomogenen 
und interessenspezifischen Vorversdindnisses. 

Die traditionelle Theoric der Klassenjustiz 

In der sozialistischen Tradition sind Probleme der Rechtsanwendung lange Zeit 
undiskutiert geblieben. Von Marx existieren spärliche Prozeßkritiken; die Justiz 
war allein definiert durch ihre Rolle im staatlichen Herrschaftssystem. Erst bei 
Karl Liebknecht, selbst Anwalt (und auch einigen Ehrengerichtsverfahren unter­
worfen), finden sich - soweit ich das Material überblicke - detaillierte Beschrei­
bungen des judiziellen Verhaltens lS, deren theoretisches Fundament aber durch 
ein stillschweigendes Einverständnis mit der sozialistischen Tradition ersetzt zu 
sein scheint. In einem Vortrag über »Rechtsstaat und Klassenjustiz« vom August 
1907 führt Karl Liebknecht vier Richtungen an, in denen die Klassenjustiz sich 
äußere19 : (I) in der Proze ßführung; Richter behandeln z. B. besser gekleidete Leute 
bevorzugt, stören sich an der Ungeschicklichkeit der Leute aus den unteren Klassen, 
ihrem Mangel an formaler Bildung (III, 25). (2) In der einseitigen Auffassung 
des Prozeßmaterials und der einseitigen Würdigung des Sachverhalts- »vielleicht 
das wichtigste Stück der Klassenjustiz« (Il, 38 f.). Sie zeigen sich in doppelter 
Form: in einer ,.sozialen Befangenheit« (IIl, 5) und in einer »politischen Befan­
genheit« (IV, 49). Jene, eher »private" Form (IV, 49) der Voreingenommenheit, 
macht es dem Richter unmöglich, mit einem proletarischen Prozeßbeteiligten zu 
empfinden. In Unkenntnis der Lage der unteren Schichten appliziert er, bei be­
stem Willen20, die Standards seiner gehobenen Klasse. Die »Einseitigkeit des 
politischen Standpunktes« (IV, 55) offenbart sich in Prozessen, in denen nicht 
soziale Probleme beurteilt werden, sondern der politische Klassenkampf unmit­
telbar zum Gegenstand der Verhandlung wird: im politischen Kampf gibt es 
keine Objektivität gegenüber dem Gegner (Il, Il7; IV, 50). (3) In der Auslegung 
der Gesetze: die Klassenjustiz schafft durch Interpretation besondere Gesetze 
für das Proletariat. (Damals standen Fragen des Koalitions- und Streikrechts im 
Vordergrund.) (4) Im Strafmaß: der »außerordentlichen HärtederSrrafen gegen 
politisch und sozial Mißliebige« (Il, 40) stehen gegenüber die »große Milde und 
das wohlwollende Verständnis für die Angehörigen der herrschenden Klassen, 
wenn sie einmal Objekte der Justiz werden« (Il, 41)21. 

18 Von seinen -Gesammelten Reden und Schriften. (Ber/in 1958 ff.) ziehe ich vornehmlich heran: 
Rechtsstaat und Klassenjustiz, Bd. H, S. 17-4%; Der Hochverratsprozeß gegen Liebknecht vor 
dem Reichsgericht, ebd. S. 8[-16%; Antimilitarismus und Hochverrat. Das Hochverratsurteil 
gegen Kar! Liebknecht nebst einem kritischen Beitrag zur Naturgeschichte der politischen Ju­
stiz. cbd. S. 163-nO; Gegen die preußische Klassenjustiz, Bd.IH, S. 3-55; Justiz gegen die 
Arbeiterklasse, Bd.IV, S. 48-81; Kritik an der Klassenjustiz, ebd. S. 311-331. 

If Ir, 38 fT. Im folgenden ergänze ich Einzelheiten aus anderen Passagen. 
!11 Daß der Begriff der Klassenjustiz ein objektiv gerichteter ist, muß man wohl nur rioch denen 

sagen, die einen Angeklagten, der diesen Ber:riff einem Gericht vorhält, für drei Tage mit Ord­
nung bestrafen; so Richter Pietsch mit ehr. Boblenz. 

~t K. Liebknecht vermischt mit diesen all;;emeinen Erscheinungsformen der Klassenjustiz einige 
Ph~nomene, die nicht in den Bereich der klassenm~ßig verzerrten justizförmigen Rechtsfindung 
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8 Vier Faktoren lassen sich herausdestillieren, mit denen Liebkneche die klassen­
spezifische Rechtsanwendung zu erklären versucht: (I) Daß die Richterschaft ih­
ren befangenen ,.Klassenstandpunktoc zur Entscheidungsgrundlage macht, liegt 
daran, daß sie sich aus den besitzenden Klassen rekrutiert. 

,. Wenn wir sehen, woher unser Richterstand sich rekrutiert, so genügt das bereits, um zu 
kennzeichnen, aus welchem Milieu, aus welchen Auffassungen heraus unsere Richter der 
Regel nach urteilen werden. Es sind naturgemäß nur die besitzenden Klassen, die für den 
Richterstand in Frage kommen, schon wegen der teuren Kosten der Ausbildung, wegen 
der verhältnismäßig niedrigen Gehälter in den unteren Stufen, die das Bedürfnis standes­
gemäßen Lebens, das dennoch besteht, allein nicht befriedigen können .• (lI!, 2.6 f.) 

Die Klassenjustiz ist die Justiz der besitzenden Klassen: wegen der Ausbildungs­
kosten, der unbesoldeten Wartezeit, der niedrigen Anfangsgehälter. 
(2) Daneben verweist Liebknecht auf das allgemein Menschliche. Im Prozeß vor 
dem Reichsgericht (I 907) wegen Hochverrats erklärte er, befragt, was er unter 
Klassenjustiz verstehe: 

.Unter Klassenjustiz verstehe ich die gesellschaftliche Erscheinung, daß das Richteramt 
nur von Angehörigen der herrschenden Klasse oder Klassen ausgeübt wird. Solche Richter 
vermögen, wenn sie über Angehörige anderer Bevölkerungsschichten zu befinden haben, 
naturgemäß nicht objektiv zu urteilen. Wir sprechen von einer Klassenjustiz gegen­
über der Sozialdemokratie, insofern es schlechterdings ausgeschlossen ist, daß Sozialde­
mokraten Richter sind, und es sich der Sozialdemokrat stets gefallen lassen muß, von den 
erbittertsten Feinden seiner Partei abgeurteilt zu werden .... Die Tatsache der Klassen­
justiz beruht auf allgemein menschlichen Eigenschaften. Für mich besteht kein Zweifel, 
daß, wenn eine andere Klasse als heute judizieren würde, diese einer ihr feindlichen 
Klasse ebensowenig ullbefanben gegenüberstände wie der heutige Richterstand der So­
zialdemokratie .• (I!, 116 f.) 

(3) Weiter konstatiert er, daß sich die "soziale Befangenheit«, die. Weltfremd­
heit« der Klassenjustiz bei der Sac.1werhaltsklärung und -würdigung ,.einfach aus 
der Art der Ausbildung unserers Richterstandes ergibt, aus seiner Stellung im 
Staat.« (111, I5) Dieser Aspekt wird nicht systematisch diskutiert. Es findet sich 
dazu noch folgendes Zitat: 

,.Daß die Ausbildung der Juristen auf der Universität nebenbei bedauerlicherweise eine 
sehr unzureichende ist, daß speziell gerade in bezug auf die Ausbildung in sozialpoliti­
scher Hinsicht nicht alles geschieht, das ist etwas, was ja nicht nur von der Sozialdemo-

gehören: die .allgemeine Ordnungsgewalt. des Rienters (lI!, 17); die kJassenmäßige Bedingt­
heit der Kriminalität (IH, 6 ff., zr; IV, 48); die Art der Vollstreckung von Urteilen (IlI, ''-5); 
die KJassengesetzgebung (lI!, 303) (z. B. der dispositive Charakter von Privatreentsnormen: 
I, 3 ff.; Forsq;esetze : II, 4S9 ff.) - Klassenjustiz ist nient senon duren ihre Existenz in einem 
Klassenstaat bestimmt ; die auch für Proletarier korrekt erseneinende Anwendung bei einseitigen 
oxekutiven Maßnahmen (antiproletarisdle Anwendung des Preßgesetzes duren die Polizei: III, 
301): die Justiz wird dann zrnism. Heute zeigt sien das im Verhalten der Staatsanwaltsenaften 
gegenüber .Prügelperserne, .eenten Berlinere bei der Gegendemonstration des Senats. (5. dazu: 
Horst Mahler, Wie Westbediner St:>.atsanwälte den Landfrieden wiederherstellen und das Reent 
brechen, Westberlin 196B). Aum die Zurückhaltung bei Demonstrationen anläßlien der Inter­
vention in der CSSR und der Verfolgung polnisener Intellektueller gehört hierher.-
In solen ekla.tanten Fällen sienern sien Rienter gerne daduren ab, daß sie sim von der Staats­
anwaltsenaft distanzieren, mit der sie sonst gute Kontakte (Personalausta.usen etc.) pIlegen. 
Das von der Staatsanwaltsenaft abweichende, liberalere rienterliene Verhalten (z. ß. Aufhebung 
der U·Haft) ist zunäenst nur ein Argument gesen die Staatsanwälte, aber nient für .unabhängiGe 
Rientere oder die Effektivität eines solidarisenen Protestes. Es besteht eben weder eine strikte 
.Gesetzesgebundenheit. des Rienters noen eine totale Fungibiliciit der Anwendung angesienu 
von Omnipotenz-Phantasien. 
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kr:ltie wiederholt hervorgehoben worden ist .... Leider schon auf der Universität wer­
den unsere Juristen, unsere künftigen Richter herangedrillt zu einer Beschränktheit der 
politischen Auffassung, die wir auf das lebhaf1:este bedauern müssen. Leider ist auf unse­
ren Universitäten bereits eine Neigung zum politischen und sozialen Drillen der Studen­
ten eingerissen, die, wie uns scheint, nur zu einer Gefährdung der künftigen Entwicklung 
unseres Volkes und unserer Jugend dienen kann. Sie wissen, wie unsere Studentenvereine 
aus politischen Gründen wiederholt aufgelöst, wie Vorträge bei den Studenten verboten 
worden sind usw.« (III, 17) 

(4) Liebknecht sprach von der »Stellung im Staat" (IlI, I5). Gerade hierüber 

fehlt es an einer differenzierten Analyse. Es ist nur zu lesen, daß die Klassen­

gerichte, das Fundament (?) der Klassenjustiz, vom Klassenstaat "in höchstem 

Maße abhängig« (Il, 33) seien. Die Klassenjustiz sei die Justiz des Klassenstaa­

tes (Il, 4I), also des Staates - und diese Bestimmung steht unter Leerformel-Ver­

dacht -, der »im Sinne derjenigen Teile der Bevölkerung, der den größten Ein­

fluß besitzt« (Il, I7), der herrschenden Klasse(n), organisiert ist. 

Ernst Fraenkel22 hat diesen Punkt I927 näher untersucht im Hinblick auf die 

gewandelten Legitimationsformen, das Staacsversdndnis der Richterschaft. Das 

deutsche Richterturn bildete eine von starkem Standesbewußcsein durchzogene, 

homogene Schicht, ausgezeichnet mit der Fähigkeit gehorchen zu können. Einer 

Justiz, deren Rekrutierungsfeld und Qualifikation organisatorisch klar definiert 

war, ist durch die Revolution von 1918 die Legitimationsgrundlage entzogen 

worden; sie hat zugleich das richterliche Selbstverständnis transparent gemacht: 

,.Das gesamte Beamtenturn des alten Regime war monarchistisch, aus Erziehung, 

überzeugung, Tradition. Der Richter war außerdem Monarchist aus innerer Not­

wendigkeit.« (8) Durch den Wegfall des Monarchen als Sanktionsinstanz geriet 

die Justiz in eine »tragische Vertrauenskrise" (5). Neue Legitimationen erwuch­

sen der Richterschaft während der Inflation. »Der Richterstand war nach den 

Vorstellungen seiner Vertreter im Jahre 1923 auf einem unterproletarischen Da­

sein angelangt." (15) Die auch objektive Unterhöhlung der ökonomischen Stel­

lung der Justizmitglieder wurde kompensiert durch die Tabuisierung der recht­

lichen Stellung, die Betonung der Unabhängigkeit. Ressentiments gegenüber dem 

Proletariat, den "Nutznießern der Revolution«! fanden ihre Entsprechung in 

neuen Idolen: "Die Führer der Wircschaft wurden als nationale Helden bewun­

dert.« (16) 
Fraenkels Erläuterungen zur Stellung der Justiz im Staat zumindest unter dem 

Aspekt ihrer Legitimationsform erlauben, verbunden mit der Auffassung Lieb­

knechts (die bei Fraenkel - was das Rekrutierungsfeld und die organisatorisch 

definierte Qualifikation betrifft - wieder auftaucht), eine kritische Auseinan-

Z! E. Fraenkel, Zur Soziologie der Klassenjustiz, in: Zur Soz. d. Klassenjustiz und Aufsätze 
zur Verfassungskrise 1931-32, Neudruck, Darmstadt 1968, S.I-41 (Zur Ridlterschaft in der 
Weimarer Republik s. aum: H. u. E. Hannover, Politisme Justiz 1918-1933, Frankfurt a. M. 
1966, insbes. S. U-34; und allgemein zum rimterlimen Staatsverstiindnis: F. K. Kübler, Der 
deutsme Rimter und das demokratisme Gesetz, in: AcP Bd. 16~ (1963), S. 104-128) - Eine 
nähere Diskussion der methodologismen Auffassungen Fraenkels erspare im mir. Sie sind remt 
dunkel und eher von politism-taktismen überlegungen geprägt (s. S .. 41 und das Vorwort von 
1967, XII). Zudem zeugen sie von einem eigentümlimen Vertrauen in die prliskriptive Kraft 
juristischer Methodenlehren. - Fraenkels Definition der Klassenjustiz läßt smließlim z~ viel 
offen: _Klassenjustiz bedeutet, daß die Remtspremung eines Landes einseitig von den Interes­
sen und Ideologien Jer herrsmenden Klasse beeinflußt wird, so daß trotz formaler Anwen­
dung des Gesetzes (?) die unterdrüd<te Klasse durm die Handhabung der Justiz (?) beein­
trächtigt wird.« (37) - Daß es -Remtssprüme über gesetzlim eindeutig geregelte Fragen, Ver­
säumnisurteile usw.« (37) gibt, die nimt klassengebunden sind, ist einsimtig. Daß es Klasse!l­
justiz aber nimt bei Prozessen unter Angehörigen der herrsmenden Smicht gibt (37/38), er­
smeint nur diesen so. 
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JO dersetzung mit der klassischen Version. Zuvor sind jedoch einige gängige Argu­
mente noch zu betrachten, die heute gegen einen pauschal formulierten Vorwurf 
der »Klassenjustiz« gestelle werden. Dieter Brüggemanns Einwand gegen das 
Bestehen einer Klassenjustiz - "Der Einebnung der Gesellschaft folgte die Er­
gänzung der Richterschaft aus allen Schichten des Volkes.,,:3 - war und ist 
ja nach den statistischen Erhebungen bei Albrecht Wagner, Walther Richter und 
Klaus Zwingmann24 sowie der soziologischen Interpretation durch Ralf Dah­
rendorf2s nicht aufrechtzuerhalten - es sei denn, man betrachtet die 2-4% Rich­
ter aus Arbeiterfamilien für repräsentativ. Weiter wird eingewandt, daß die 
Richter ein "nicht mehr bezweifeltes soziales Verständnis« auszeichnet, weil sie 
größtenteils aus nicht begüterten Kreisen stammten26 • Da aber die Schichten­
zugehörigkeit heute primär über die Einkommenshöhe, Wertschätzungen und 
die funktionale Stellung definiert wird, kann dieses Argument sich lediglich dar­
auf stützen, daß die Mittelschicht nicht über aristokratische Pfründe verfügt; es 
vernachlässigt aber die relative Schichtung, und hier sind eben die höheren 
Schichten in der Richeerschaft überrepräsentiert. 
Unsere Verbindung der Frage nach klassenspezifischen Wertorientierungen und 
nach den Faktoren der Inhomogenität der Rechtsprechung setzt sich dem Ein­
wand aus, daß diese Inkonsistenz und Pluralität gerade der These von der Klas­
senjustiz widerspricht. Klaus Zwingmann erläutert: "Eine Klassenjustiz kann 
aber nur ausgeübt werden, wenn die Richter ihre Rechtsprechung nach bestimm­
ten Werten orientieren. Daran fehlt es heute. Die moderne pluralistische und 
antagonistische Gesellschaft kennt kein einheitliches Wertsystem, in das die ver-

:3 D. Brüggemann, Die rechtsprechende Gew~lt. Wegmuken des Rechtssta~ts in Deutschbnd. 
Berlin 1962, S. 3. 

:t A. W~gner, Der Richter. Geschichte-Aktuelle Fragen-Reformprobleme, Karlsruhe 1959, S. 136 ; 
W. Richter, Die Richter der Oberbndesgerichte der Bundesrepublik. Eine berufs- und sozial­
st~tistische An~lyse, Hamburger J~hrbuch für Wirtsch~fts- und Gesellsch~ftspolitik 5 ([96o) , 
S. 241-259 und den., Zur soziologischen Struktur der deutschen Richtersch~!1:, Stuttl;ut [968 ; 
K. Zwingmann, Zur Soziologie des Richters in der Bundesrepublik Deutschland (Neue Kölner 
Rechtswissenschaftliche Abh~ndlungen, Heft 44) Berlin [966, S. [4. 
Weitere empirische Daten finden . sich bei: Heidrun u. Wolfg~ng Kaupen. Der Einfluß gesell­
sch~ftlicher Wertvorstellungen auf die Struktur der deutschen Studentenschaft, in: KZSS [964, 
S. 125-140; W. K~upen, Zur Soziologie der deutschen Juristen. in: Recht und Politik 1/ 1966, 
S.11-15 (ähnlich in: DRiZ 1966, 373-375); ders .• Rechtssoziologische Marginalien, in: Recht 
und Politik 4/1966, S. :8. 

:. R. Dahrendorf, Bemerkungen zur sozialen Herkunft und Stellung der Richter an Oberl~ndes­
gerichten. Ein Beitr~g zur Soziologie der deutschen Oberschicht, in: H~mburger J~hrbuch für 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 5 (1960), S.260-275 (= Gesellschaft und Freiheit, Mün­
chen [96[, S. 176-196); ders., Zur Soziologie der juristischen Berufe in Deutschland, in: An­
waltsbbtt 1964, S. :16 ff.; ders., Gesellschaft und Demokr~tie in Deutschland, München 1965, 
insbes. S. 161 ff., 145 ff., 160 ff. - H~ns Thierfelders Kritik (DRiZ 1965, S.41-45; 1966, S. 
297-300) an .unzulässigen«, .spekulativen« Ver~llgemeinerungen Dahrendorfs trifft sicher 
einen schwachen Punkt. Nur sind die vom Kritiker angebotenen Interpret~tionen ziemlich 
luftig: etwa, daß die Volksnähe u. a. dadurch hergestellt werde, daß die Studenten in der Regel 
bei Leuten aus Unterschichten in Untermiete leben. Der von Thierfelder und anderen formu­
lierte Einwand, daß durch die vorgetr~genen Rechtsfälle der Richter sich in engster Berührung 
mit der Realität befinde, vernachlässigt die St~ndards, die den Rahmen der Rechtsanwendung 
festlegen. 
- Weitere Interpretationen s. : Rene König u. Wolfgang Kaupen; Soziologische Anmerkungen 
zum Thema. Ideologie und Rechte, in: KZSS Sonderhell: ""967 (Studien und Materialien 
zur Rechtssoziolosie), S. 356-372; Theo Rasehorn, Wege zu einer Soziologie des Riciners, in: 
KZSS 1968, S. 103-119: ders .• W~s formt den Richter? Ober den soziologischen H intergrunJ 
des Richters in der Bundesrepublik DeulSchl~nd. in: Wolfg~ng Böhme (Hrsg.), Welt~nsch"u­
liche Hintergründe in der Rechtsprechung, Karlsruhe 1968, S. 1-'9 

U A. Wagner, (N. 24) S. 137 .• Ger~dc ~ui sozialem Gebiet sind die heutigen Richter besonders 
~ufgeschlossen .• (195) .Heute« - und da stimmt Wagner mit dem Deutschen Richterbund 
überein - .ist statt der Volksfremdheit der Richter die Rechtsfremheit des Volkes zu beklal;en . • 
(195) Andererseits bekbgt er ~m Ausbildungssystem .die zu geringe Förderung der gerade für 
das Richteramt eriorderlichen Berufs- und Lebenserfahrung .• (138) 
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schiedenen Wertauffassungen unter einem obersten Wert eingeordnet werden 
können. Die obere Mittelschicht, der die Richter angehören, ist soziologisch nicht 
eine Gruppe mit einheitlichen Wertvorstellungen, sondern enthält eine Vielzahl 
soziologischer Gruppen, die die verschiedensten, einander widersprechenden 
WertSysteme vertreten.« (N. 24, S. 43) Daß die normativen Muster der (oberen) 
Mittelschicht nicht einheitlich sind, besagt nichtS gegen deren soziale Distanz 
gegenüber den Unterschichten. Die Betonung des allgemeinen Pluralismus von 
Handlungsorientierungen schneidet die Frage nach den institutionell lizensier­
ten, faktisch wirksamen Werten ab. Das Wertsystem ist mit dem politischen Sy­
stem nicht identisch. Zwingmann vertauscht in seinen weiteren Ausführungen 
das Problem der Klassenjustiz mit dem der Klassengesetzgebung (S. 44). Weil 
Gesetze in der parlamentarischen Demokratie ein Komprorniß zwischen ver­
schiedenen Interessentengruppen seien, könne der Richter bei der Gesetzesaus­
legung nicht mehr die Herrschaft einer bestimmten Schicht oder Gruppe ermitteln 
und bewußt berücksichtigen - als sei Klassenjustiz an eine »subjektive Aus­
legung« gebunden. ,.Eine andere Frage« - doch wohl die zentrale, aber nicht 
weiter erörterte - ist es für Zwingmann, »ob und inwieweit die soziale Herkunft 
der Richter aus den sozial führenden Schichten zu bestimmten Einstellungen und 
Haltungen führt, die dem einzelnen Richter unbewußt sind, und bei seiner Ent­
scheidung als selbstverständliche Grundlagen stillschweigend vorausgesetzt wer­
den.« (44) 
Eine dritte Strategie - neben Hinweisen auf die soziale Herkunft und den Wert­
pluralismus - besteht darin, die Fähigkeit des Richters zur Distanz, seine Berufs­
und Lebenserfahrung überhaupt geltend zu machen. Rudolf Wassermann27 

konzediert zwar Martin Kriele, der anläßlich des Weigand-Prozesses von der 
,.sozialen Befangenheit« der Richter gesprochen hatte: »Richter sind weder Auto­
maten noch soziale Eremiten, sondern Menschen aus Fleisch und Blut. Daß rich­
terliche EntScheidungen milieubedingt sind, daß Urteile gesellschaftlichen Einflüs­
sen unterliegen können, ist daher eine Selbstverständlichkeit. Zumeist vollzieht 
sich diese Einwirkung außerhalb der Bewußtseinssphäre.« Das aber sei nicht 
unüberwindbar: »Der Richter kann sich kontrollieren und die ihm durch Aus­
bildung und Beruf. ohnehin nahegelegte Fähigkeit zur Distanznahme von der 
Vorstellungswelt des >establishment< und seiner sozialen Schicht weiter entwik­
kein. Kraft intellektueller Anstrengung vermag er gleichsam aus dem Kreis her­
auszutreten, dem er sozial verhaftet ist.« Der Trick dieser Argumentation28 

besteht darin, hochgestochene Rollenerwartungen mit der Analyse des faktischen 
Verhaltens der Justiz zu vertauschen; was sich dann darin zeigt, daß Wasser­
mann in einem Vortrag - er ist ja dem FortSchritt verpflichtet - eine »grund­
liche ideologiekritische Schulung« fordert, welche Richter und StaatSanwälte 
allererst befähigen soll, "Vorurteile als solche zu erkennen und die ihm von Be­
rufs wegen nahegelegte Distanz zu der Vorstellungswelt ihrer sozialen Schichten 
weiterzuentwic:keln.«29 Für andere bildet sich bislang noch natürwüchsig im 
Kontakt mit den unteren Schichten die Fähigkeit aus, »sich in fremdes Milieu, 
in fremde Nöte hineinzudenken ... (Sie) ist es, die der Richter als Kardinal-

:1 Die Zeit 20/1966 = DRiZ 1966. S. 244. 
,. den Richter Wassermann besonders zu lieben smeint. Vgl. etWa sein Interview in der 

Frankfurter Rundsmau v. 17. 9. 1968 anlißlim der geplanten Justizkampagne des SOS. in dem 
er sim auf die nicht-T~alisi~Tt~n Reformbestrebungen beruf!:. um die Kritik des SOS an der 
b~suh~ntün Justiz zu widerlegen. (1'i.hnlim in: Remt und Politik 3/1968. S. 103). 

:. Berimt von einem Vortrag Wassermanns »Wo steht die Justiz heute?, in: ORiZ 1967. 
S·97. 
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/2 tu~end im Laufe eines langen Berufslebens erwirbt.~lo In der Justiz schei~t das 
Problem der Erwachsenenbildung gelöst - allerdings durch mythologische Re­
gression: "Der Richterberuf ist ein tragisdler Beruf. .. (Brüggemann, N.23, s. 
99) "Richter zu sein ist eine existentielle Forderung. Nur wer das Wagnis des 
Irrens ... « (84) ,.Richten ist sittlicher Vollzug. Es verlangt vom Richter ... vor 
allem anderen die Demütigung unter das Ahnen all jener unerkannten Befangen­
heiten, zu denen vorzustoßen ein ganzes Richrerleben wohl nicht ausreicht.« (81.) 
"Verständlich, wenn er unter der moralischen Last seines Amtes im Alter oft 
genug resigniert.« (100) Derartiger Schaum erlaubt nur die Konsequenz, daß 

'Klassenjustiz die Justiz der jungen, noch ahnungslosen Richter ist. 
Der traditionellen Theorie der Klassenjustiz liegt die Annahme zugrunde, daß 
allgemein der »Klassenstandpunkt« des Bewußtseins durch die objektive Stel­
lung im Produktionsprozeß definiert sei. Bei solch institutionellen Berufen wie 
denen des Richters verschiebt sich aber die Bewußtseinskonstitution abstrakt auf 
die soziale Herkunft. Dann wird, um die Verbindung der objektiven Interessen 
der Rekrutierungsbasis und den spezifischen Bewußtseinsgehalten zu zeigen, ent­
weder pauschal erklärt: »Innerhalb einer klassengespaltenen Gesellschaft kann 
eine einseitige aus einer Klasse hervorgehende Richterschaft überhaupt - ob sie 
will oder nicht - gar keine über den Klassen schwebende Rechtsprechung vor­
nehmen.,,~t Oder man rekurriert auf biologische Kategorien: zum ,.naturgemä­
ßen« Bindeglied wird der »Klasseninstinkt«l2. Freilich entgeht Liebknecht an­
dererseits solchen Reduktionen dadurch, daß er Zusatzbedingungen einführt, wie 
die des geldwerten Besitzes, der den Zugang zu Herrschaftspositionen ermög­
licht. Dahrendorf hat diesen Gedanken aufgenommen in seiner Kritik an den 
Bildungsprivilegien. "Die Untersuchung von W. Richter legt es nahe, Aufstiegs­
hindernisse weniger in den besonderen Merkmalen der richterlichen Karriere und 
des Richterstandes - außer insoweit diese bereirs die Studienziele beeinflussen -
als in den allgemeinen Problemen des Erziehungswesens und seiner Auswahl zu 
suchen. Zumindest gibt es kaum Anzeichen für eine erhebliche Benachteiligung 
der (wenigen) Richter aus den unteren Schichten im Laufe ihrer Berufskarriere.~ 
(N. 25, 1960, S. 265, Anmkg. 14) Dann kippt aber das gesamte Erklärungssche­
ma um: das Rekrutierungsfcld bestimmt sich nunmehr nach den Zugangsbedin­
gungen des Ausbildungssystems. Damit werden nicht mehr objektive Klassen­
interessen, gebunden an die soziale Herkunft, zum Kriterium, sondern die 
Organisations form der juristischen Qualifikation. Das ist - sit venia verbo - die 
Nadelöhr-Theorie der Klassenjustiz: nur die Reichen haben genügend Geld, um 
in die Justiz zu gelangen. Deshalb endet auch Liebknechts Erklärungsversuch 
(der sich im Gegensatz zu Dahrendorfs Interpretation auch noch auf die Anstel­
lu~g als Richter durch die Exekutive als letztes Glied bezieht) in der »absolu­
ten Willkür der Verwaltungsbehörde« (lU, 27). 

30 D. Brüg:;em"nn, Die geIStige Orientierung des Ridlterstandes, in: Juristen-Jahrbuch, Bd.7 
(1966/67), Köln 1966, S. 17-46 (:9) -Letzte Reife der ridtterlichen Persönlichkeit forden: 
Bewahrung und Bewährung, einen Schatz von Erfahrungen, Güte und Verzicht, nicht zum 
wenigsten die durch jahrelange Selbsterkenntnis gewonnene Einsicht in die eigene Menschlich­
keit und Unzulänglichkeit. All das läßt sich nicht ,ausbilden, ..• Richter sollte man - stren:;­
genommen - erst im höheren Alter werden dürfen .• (S. 46). 

31 E. Fr"enkel, (N. 22) S. 37. - Fraenkcls Bestimmung der Klassenjustiz vom Erg~bnis ihrer 
Tätigkeit her (37) (im Gegensatz zur politischen Justiz, die durch die politische EinstdLung 
des Rechtsanwendenden charakterisiert sei) trifft nicht das Spezifische justizförmiger Konflikt­
lösungen, sondern betrachtet die nicht intendier~n Folgen judiziellen Verhaltens, deren objek­
tive Funktion nur noch im Rahmen des politischen Systems, das als Klassenherrschaft heute 
erst noch ausgewiesen werden müßte. 

~~ Fraenkel, S. 34; Liebknecht IV, 38. 
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Dahrendorf steht vor der Schwierigkeit, die Richter von anderen Eliten (Unter­
nehmer, Arzt, Lehrer) abzugrenzen, denen die gleichen Bildungsprivilegien zu­
gute kommen, deren soziale Distanz gleichwohl geringer sein soll. Hier muß er 
nun das nachholen, was er bei der Kritik am gegenwärtigen Bildungssystem 
unterschlug: die Analyse der sozialen Rolle des Richters. Er umschreibt sie mit 
den Erwartungen von Pflicht, Ordnung und Sicherheit. ,.Unter beliebigen ge­
sellschaftlichen Verhältnissen ist die soziale Rolle des Richters durch Erwartun­
gen umschrieben, die man als konservativ bezeichnen mag.« (ebd. S. 273) Nach 
dieser Generalisierung löst Dahrendorf schließlich die Konstitution des richter­
lichen Gesellschaftsbildes vollständig ab von den Faktoren, die ihm zuvor das 
Spezifische der Richterschaft schienen; denn ,.die Verbindung einer konservati­
ven Rolle mit Berufsvererbung, Herkunft aus der Oberschicht bzw. aus Beamten­
familien (ist) keineswegs notwendig« (274). Dann aber käme es darauf an, die 
besonderen Techniken der »Juridifizierung" eines generell konservativen Be­
wußtseins zu klären. 
So fasse ich zusammen: Die gegenwärtige Justiz ließe sich als Klassenjustiz be­
zeichnen, wenn mit diesem Begriff lediglich die einseitige soziale Herkunft der 
Richter gemeint wäre. Er bleibt dann aber nichtssagend, wertn nicht der Zu­
sammenhang von objektiven sozialen Interessen und der Konstitlltion der spezi­
fischen richterlichen Interpretationskriterien geklärt wird. Dem Rekrutierungs­
feld, so vermute ich, kommt dabei nur eine Verstärker-Funktion zu. Was wir 
also zu untersuchen haben, sind die beiden Faktoren, die bislang nicht hinrei­
chend beachtet worden sind: die institutionelle und organisatorische Stellung der 
Justiz und die Rolle der juristischen Qualifikation. Den ersten Punkt versuche 
ich zunächst in einer strukturellen Betrachtung exkursorisch zu beleuchten. 

Justiz und politisches System 

Die bürgerliche Rechtswissenschaft möchte es mit einem entpolitisierten Begriff 
des Politischen zu tun haben. Das Verfassungsrecht meint, sich in Organisations­
regeln der Ermittlung sozialer Kompromisse keimfrei zu halten oder stellt die 
politischen Kriterien einer »kompetenten« Legislative ::.nheim. Im Begriff der 
.. politischen Justiztf bewahrt sie die, wenn auch anrüchige Nähe zu einem Pro­
blemkreis, an dem sich unser Interesse entfalten kann. In seinem fundamen­
talen Werk zu diesem Thema bestimmt Otto Kirchheimer33 das Moment justiz­
förmiger Verfahren, das sie zu politischen macht, vom Gegenstandsbereich der 
Rechtsanwendung her. Politische Justiz habe es mit prinzipiellen Feinden eines 
Regimes zu tun. In dem Maße aber, in welchem der straf- und verfassungsrecht­
liche Staatsschutz »vorverlagert«J4 wird in eine Sphäre jenseits konkreter Ge­
fährdung, auf die Zwecke, Absichten: Legitimationen eines Systemfeindes Bezug 
nimmt, verschiebt sich die Funktion der Justiz von der direktiven Lösung mani­
fester politischer Machtkämpfe zu einer »Authentifizierung des politisch Legi­
timenuJs. Die politische, justizförmige Auseinandersetzung findet nicht mehr 
auf einer empirisch-manifesten, sondern auf der Ebene symbolischer Rechtfer­
tigungen statt. Politisch werden die Standards, nach denen die im Machtkampf 

:\; o. Kirlnheimer, Politische Justiz. Verwendung juristischer Verfahrensmäglichkeiten zu poli­
tischen Zwed<en, Neuwied u. Berlin 1965; den., Politische Justiz, in: Politik und Verfassung, 
Frankfurt 3. M. 196.1> S. 96 ff. 

~4 S. etwa: Helmut Ridder, Grundgesetz, Notstand und politisches Strafrecht, Frankfurt a. M. 
[965; Hans Copi';, Grundgesetz und politisches Strafrecht neuer Art, TübiDgen [967. 

~ O. Kirchheimer, 1965 (N. H). S. 3-4. 

IJ 
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J4 institutionalisierten Gesetze, die nicht mehr bestimmbar auf das Außere von 
Handlungen gehen, angewendet werden sollen. 
Eine Interpretation der politischen Justiz, die zwischen der objektiven Steue­
rungsfunktion und der Qualität der Standards der Rechtsanwendung unter­
scheidet (s. N. 31), scheint mir ein taugliches, weil überdimensioniertes Modell 
zur Erkärung dessen abzugeben, was man heute als das Problem einer ,.politi­
sierten Justiz« bezeichnen könnte Aus der größeren Bedeutung, welche die Juris­
prudenz heute den sozialen Konsequenzen einer Gerichtsentscheidung beimißt'le 

und aus den, häufig noch verkappten, metajuristischen Argumenten eines Urteils 
wird derzeit die politische Relevanz der Justiz im allgemeinen abgeleitet. Mit 
dem Faktum richterlicher Rechtsfortbildung wird die Aufhebung einer gewalten­
teiligen Differenzierung des staatlichen Systems begründet, ohne noch scharf die 
formal eingeräumte "Organtrennung« einer im Grunde einheitlichen Staatsgewalt 
zu analysieren. In " Partnerschaft " hätten Legislative und Justiz - so kündete 
der große Adolf Arndt37 - "das politische Wesen des auf Gemeinschaftsbildung 
angewiesenen Menschen geschichtlich zu verwirklichen«. 
Dagegen möchte ich die These formulieren: Die Justiz hat in Passivität partiku­
lare soziale Konflikte zu lösen; in ihren Konfliktlösungs-Strategien bedient sie 
sich eher moralischer als politischer Kriterien. Das politische System, in dem 
Legislative und Exekutive tendenziell verschmelzen, versucht dagegen, nach Re­
geln einer rationalen Sozial technik Gleichgewichtsstörungen im Kapitalverwer­
tungsprozeß zu verhindern oder zu beseitigen. Es befolgt Verhaltensnormen 
einer technischen Rationalität, die bei definierten Präferenzen eine optimale 
Stabilisierung dieses Systems durch Informationen über relevante Wirkungsmög­
lichkeiten garantieren sollen. Dadurch, daß Gesetze selbst in den politischen 
Interventionszusammenhang einrücken, zu Instrumenten der Sozialtechnik wer­
den, verdünnen sich die Formen einer legalen Legitimation der politischen Herr­
schaft. Deshalb wird in einer Zeit der politischen Instrumentalisierung, damit 
der Manipulierbarkeit des Rechts, das nicht mehr - wie bei Kant - der transzen­
dentale Ausdruck einer autonomen Privatrechts-Gesellschaft ist, die permanente 
Beschwörung der »freiheitlich-demokratischen Grundordnung« und des Rechts­
staats als eines Eigenwertes zum hohlen Ritual. ,.Das juristische Beharren auf 
der Gesetzlichkeit«, das »zur Anerkennung der Legitimität unserer Grund­
ordnung führen« so1l38, ist deshalb ein falscher Anspruch, weil Gesetze - heute 
vornehmlich Maßnahmegesetze und Generalklauseln - fungibel sind: als Maß­
nahmegesetze im politischen Zusammenhang; als Generalklauseln durch rich­
terliche Interpretation. 
Die vom Bundesverfassungsgericht verwendete Formel von der wirtschaftspoliti­
schen Entscheidungsfreiheit des Gesetzgebers, die Legitimation der Direktions­
befugnis des Arbeitgebers durch das Bundesarbeitsgericht - heute die wichtigsten 
Sphären rechtsautonomen Handelns - sind Ausdruck der partikularen und pas­
siven Position der Justiz überhaupt gegenüber einem System, dessen Friktionen 
nur noch in Einzelfällen und dann lediglich gemessen an Mißbrauchs-Kriterien 
(Willkür-Verbot etc.) justizförmig geregelt werden. Diesen Standards der Justi­
ziabilität kommt nur eine geringe Steuerungsfunkcion ZU39 ; sie dienen vielmehr, 

33 Vgl. Fritz Baur. Sozialer Ausgleim durm Rimtersprum. Ein Beitrag zum Wandel des Rim-
teramt ... in: j2 19S7, S. 193-197. 

37 A. Arndt. Das Bild des Rimters. Karlsruhe 19S7. S. 14. 
M Martin Kriel •• Ancijustizkampagne - was tun? in: ZRP 1/1969. S. 38-40 (38). 
39 Eine Remtswissensmaft. die soziales Gesmehcn Icdiglim unter Kriterien mö!:limer rimter­

limer Konflikdösungen heute nom betramtet. verdeckt sim die gesamtgesellsmaftlich relevanten 
Bezüge und konstruiere erregend bedeutungslose Interessenkonflikte. 
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so ist zu vermuten, als objektiver Ausgleich für den Legitimationsschwund des 
sich auf Sachverstand und Sachzwang zurückziehenden oder sein Gewaltmonopol 
hervorkehrenden politischen Systems. Die Justiz mobilisiert hermeneutisch die 
kulturelle Tradition, frischt Vorstellungen einer ,.guten Ordnung« auf, kanali­
siert kollektive Aggressionen, vermittelt Regeln über Sitte und Anstand. Ihren 
moralischen Konsensprinzipien, oft naiv und der allgemeinen Privatisierung 
ausgesetzt, könnte heute die Bedeutung zukommen, legitime Handlungsspiel­
räume offenzuhalten. 
Wir werden weiter unten sehen, welche Möglichkeiten der Dritten Gewalt auf­
grund ihres Selbstverständnisses und der verinnerlichten dogmatischen Denkfor­
men überhaupt dafür bleiben. Gegenwärtig sprechen die Erfahrungen mit den 
Prozessen gegen eine anti-autoritäre Gesellschaftsgruppe dagegen, daß die Justiz 
in der Lage ist, Lücken in einer sich autoritär verfestigenden Leistungsgesellschaft 
noch abzuschirmen. Zwar begegnete der Deutsche Richterbund den Ordnungs­
rufen der Politiker nach den Anti-Springer-Demonstrationen - ,.Die Richter 
sind nicht die Büttel der Nation.« Es könne der Eindruck erweckt werden. als 
sei die Justiz von Weisungen abhängig -. empfahl aber den Politikern zugleich. 
sie sollten die Studenten lieber über die Rechtslage informieren40 • Auf das per­
fide Verlangen nach rascher, und strenger, Aburteilung der "Unruhestifter« rea­
gierte die Justiz mit einigen Ausnahmen zurückhaltend. Nur ist z. B. in der Ab­
lehnung eines beschleunigten Verfahrens gegen eh. Boblenz durch Richter 
Pietsch bereits zu lesen, daß die »Ausschreitungen ... eindeutig gegen den Be­
stand des Grundgesetzes gerichtet waren«; allein um eine ,.leidenschaftslose Er­
gründung« der Wahrheit zu garantieren, lehnte er ein Schnellverfahren ab41 • -

In den Prozessen stimmt nun die Justiz - und die wenigen Freispruche sind hier 
kein Einwand42 - in die leeren. doch effektiven und darum autoritären Ord­
nungsrufe der Hüter des sozialen Friedens ein. 
Nach der methodologischen Exposition des Problems der Klassenjustiz als eines 
der Redltsanwendung, der Diskussion der klassischen Version unseres Themas 
möchte ich nun - im global definierten Rahmen. in dem heute die Justiz struk­
turell zu stehen scheint - die beiden Faktoren untersuchen. die bislang in ihrer 
Bedeutung für die Konstitution des richterlichen,. Weltbildes« nicht hinreichend 
berücksichtigt wurden: die zuvor angedeutete Stellung der Justiz als Institution 
und Organisation. sowie die Bedeutung der juristischen Qualifizierung. Dort 

4<1 In einem Urteil des AG Hamuurg v. 16. 10. 1968 heißt es denn aum: _Ocr Angeklagte ist 
Mitglied des Sozialistismen Deutsmen Studentenbundcs (SDS). Das hat offenbar dazu geführt, 
daß sein juristismes Wissen nimt entspremend der Zahl seiner Semester gewamsen ist .• (in: 
Auditorium, 57. Nov. '968, S. 7). 

41 Wie leidensmaflslos es dann. namdem ein Anttag wege:1 Besorgnis der Befangenheit abgclebnt 
worden war, bei Rimter Pietsm zuging. s. in: Die Zeit 4169, S. J~ - Unbefangen waren aum 
alle Rimter Baden-Württembergs, die ein -Protokoll einer Bespremung. des Justizministers 
mit LG-Priisidenten, Oberstaaual1wälten und hohen Polizeibc:lmlen üoer die Wahl -geeigneter. 
Verhandlungsräume -zur Kenntnis. genommen hallen. S. dazu: Prozeßberimt und Dokumen­
tation Nr. 1/1968 des AStA und SDS Tübingen. 

U Es geht hier nimt um eine cmpirism-analytisme Theorie rimterlimen Handeins, deren Hy­
pothesen durm singuläre Abweimungen widerlegt werden könnten. sondern allererst. um eine 
allgemeine Interpret:ltion, die den Rahmen empirism gerimteter Untersuchungen abscctk.en 
bnn. Deren Gewimt bemißt sim allein an der Plausibilität gegenüber konkurrienden Inter­
pretationsvorsmlägen. - In einer politismen Auseinandersetzung auf die Freisprüme zu ver­
weisen. die Inhomogenität zum Argument dafür zu nehmen. daß es dom gar nimt so smlimm 
sei. ist deshalb nimt legitim. weil hier Ausnahmen, die sie nun einmal sind, nimt die Genera­
lisierbarkeit des rimterlimen Weltbildes aufheben. In der Ablehnung _unzulässiger Verall­
gemeinerungen. weiß im mim im übrigen mit allen Mensmen einig. Theoretism sm eint mir 
der Verweis auf die Inhomogenität - ohne Prüfung der Ursamen und Ersmeinungsformen -
nur, wie gezeigt, dafür tauglim, eine Gesetze.gläubigkeit zu kritisieren, die These von der 
IntereSlengebundenheit empirisch zu belegen. 
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16 wird sich eine Lösung des Problems der Inhomogenität der Kriterien der Rechts­
anwendung ergeben; hier werde ich den Versuch unternehmen, in den dogmatisch 
stabilisierten Formen der Jurisprudenz soziale Interessen nachzuweisen, soweit 
dies, angesichts der begrenzten Funktion der Rechtsprechung im politischen Sy­
stem und ihrer moralischen Neutralisierung gegenüber dem politischen System 
überhaupt möglich ist. 

Die Justiz als Institution und Organisation 

Der Strukturwandel des staaclichen Steuerungs- und Integrationssystems be­
wirkt für die Rechtsprechung Funktionsänderungen, die sich unter doppeltem 
Aspekt betrachten lassen: Gegenüber einer Legislative, welche die anwachsenden 
sozialen Konflikte nicht mehr in den herkömmlichen Formen zu lösen vermag, 
wächst ihr eine vornehmlich substitutive Funktion zu: sie entwickelt selbständig 
Konflikdösungsstrategien, die im Begriff des »Richterrechts« zusammengefaßt 
werden. Darüberhinaus kann sie Gesetze selbständig auf ihre Verfassungs­
mäßigkeit hin überprüfen. Gegenüber der Verwaltung, welche dahin tendiert, 
die Ausarbeitung von Gesetzen durch ihren Sachverstand zu monopolisieren, 
welche primär die Umverteilung und Verwertung von Kapital lenkt, kommt 
der Justiz eine vornehmlich kontrollierende Funktion zu. Mit den verfassungs­
rechdich institutionalisierten Verfahrensweisen deckt sich die objektive Funktion 
jedoch nicht. Zwar sind das Prufungsrecht (Art. roa GG) und ein umfassender 
gerichtlicher Rechtsschutz - als formale Sicherungen - kaum problematisch; 
Schwierigkeiten bereitet jedoch die Legitimation des durch Richterrecht erwor­
benen Machtzuwachses. Artikel 20 Abs. 3 und Art. r Abs. 3 GG, die hierfür her­
angezogen werden, belassen - zudem mit Art. 97 Abs. r GG konfligierend - der 
Richterschaft die Schwierigkeit einer konsistenten Rollendeflnition. 
Die hierfür angebotenen Interpretationen umfassen ein relativ weites Spektrum. 
Ungebrochen autoritäre Formeln wie die, daß es -in besonderem Maße« Auf­
gabe des Richterstandes sei, »der Unordnung abzuhelfen,,~3, finden sich zwar 
selten; es gibt schönere Ausdrücke: die Herstellung des »sozialen Rechtsfriedens« 
etwa44 oder die unverbindliche Bezeichnung des Richters als "Sozialarzt«, des 
Juristen als _Fachmann für soziale Ordnung, die rechtlich zu regeln ist«45. 
Obrigkeicliche Bestimmungen zeigen sich weniger unter diesem funktionalen As­
pekt, als vielmehr in der Betonung und Charakterisierung der Richterpersön­
lichkeit, dieses »geborenen Einzelgängers«~8. Die Hauptvokabeln sind hier: das 
einsame, soziale oder existentielle Gewissen41 und der Richter als »demütiger 

(3 Senatspräs. am OLG Celle, Friedrich Buchholz, Die Amtsbezeichnung des Richters, in: DRiZ 
1967, S. J02. 

H Die Justizminister Levercnz (Der Richter im sozialen Rechtsstaat, in: DRiZ 1966, S. PI-P5 
(32 1» und Neuberger (Zur Richterbesoldung, in: DRiZ 1967, S. 92-95 (9-4». 

(l K. Zwingmann, (N. 24), S. So, 1047. 
(e D. Brüggemann, (N.30), S. 18. Von den speziellen Tugendhtalogen sehe ich hier ab. VSl. 

Gelhausen, DRiZ 1967, 147: Kellermann, DRiZ 1963, S. 287; A. Wagner (N. 24), S. 84. 
U .Zwang und Opfer, mit denen jegliche soziale Ordnung verbunden ist, werden dem Gewis­

sen des Richters anvertraut .• (Baur, N. )6 , S. 19S) Er .muß sein eigenes soziales Gewissen 
sprechen lassen« (196). - .RichtertUm ist Einsamkeit im Gewissen und in der Entsche idung .• 
(Brüsgemann. N. 2 J, S. 80) .Der Richter bnn das Gesetz nicht ändern. nach dem er Recht zu 
sprechen hat; er muß es in sein richterliches Gewissen hineinnehmen. daß entgegenstehend~ 
Gesichtspunkt~ politischer und sozialer Wünschbarkeit, selbst wo alle Wohlmeinenden sich 
hierüber einig w~ren, bei seinem Spruch durchaus außer Betracht zu bleiben haben •• (ebd. S. 
18 J f.) - Brüggemann macht klar, daß das Gewissen nicht urteilsbegründende Handlungs­
maximen für den Richter impliziert, sondern zum Statussymbol der Richterschaft geworden 
in: .Das Gewissen des Richters ist nicht Handlungsmaßstab, sondern Seinselement des rich-
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Diener am Recht«48. Sie werden zudem geziert mit Vorstellungen des "Sitt­
lichen« und des "Ganzen«. Brüggemann betont, daß die Verantwortung des 
Richters ,.in stärkstem Grade sittlich bestimmt« sei (N.23, S.2/3); und für 
Albrecht Wagner ist klar, daß in dem ,.immerwährenden Streit um das Rechte 
der Richter nur bestehen kann, ,.wenn er unabhängig ist und an die ewigen 
Grundwerte des Rechts glaubt« (N. 24, S. I 6); das Recht - eine ,.sittliche Wert­
ordnung« (ebd. r8) - hält dafür viele Sätze von »Ewigkeitswert« (r9) bereit. 
Doch: ,.Richten ist freilich zugleich eine politische Aufgabe, allerdings nicht im 
Sinne der Parteipolitik, sondern im Sinne der Ausrichtung auf das Staatsganze.« 
(I8) "SO ist der Richter einerseits dem Recht verpflichtet, aber zugleich der poli­
tischen Grundordnung des Staates, in dem er lebt.« (r9)49 Fritz Werner ver­
merkt, ,.daß die Rechtsprechung in einem bis dahin nicht gekannten Ausmaß als 
allgegenwärtiger Hüter unseres öffentlichen Lebens empfunden wird, der nicht 
nur Individualrechte gewährleistet, sondern die öffentliche Ordnung schlechthin 
in Takt zu halten hat.«so 
Aufs Ganze gehen auch jene Legitimationen, die der Justiz eine Hüter-Funktion 
zusprechen. Die Justiz sei "Eckpfeiler", ,.Gewissen« des Rechtsstaats, sei zu des­
sen Garanten berufen51 ; sie habe die ,.Mission« zu erfüllen, die Freiheit zu ga­
rantieren52. Abgezogen von der Stellung des Bundesverfassungsgerichts wird die 
Rechtsprechung überhaupt zum "Hüter der Verfassung«; abgezogen von der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit wird sie zum "Wächter über den gesamten Ver­
waltungsapparat"s3. Eine »entfesselte Justiz« kontrolliert eine ,.entfesselte 
Exekutive"s4. 
Abgeschirmt gegen mögliche Kritik werden diese unterschiedlichen, hohen An­
sprüche mit Vertrauens-Apellen - und das übersetzen wir mit "Konformitäts­
Erwartungen« -, die noch eine Atmosphäre substantieller Sittlichkeit für die Ju­
stiz herstellen sollen 55. 

terlichen Amtes. Es konstituiert das richterliche Amt. - als .ethische Grundbefindlichkeit .•• 
primäres Moment geisti~er Orientierung des Standes, Antwort auf die richterliche Unabhän­
gigkeit und richtende Instanz über dem Richter .• (N. p, S. 37 u. 38). 

'8 A. Wagner (N. Z4), S.7; Wagner betont, .daß der Richter nicht nur Streitentscheider und 
Gesetzesanwender, sondern vor allem Rechtsdiener ist. (16). Darin, daß der Richter im Rechts­
staat dann zugleich Staasdiener sei (16), trifft er sich mit Kar! August Bettermann (Der Rich­
ter als Staatsdiener. Veröffentlichungen der Gesellschaft Hamburger Juristen Hef1: 7, Hamburg 
1967, S. 10, 31), der das Moment des Dienstes über Art. JJ Abs. 5 GG auch für Richter betont, 
die er allerdings als ausschließlich .rechtsanwendende Amtstriiger. (16) ansieht. (S. dazu: E. 
Philipp, DRiZ 1967, S. H5-J47; auch den Bericht über einen ähnlichen Berliner Vortrag Bet­
termanns VOn E. Stalljohann in: DRiZ 1967, S. 13-15). 

'" Für A. Arndt (N. 37), S. 18, ist der Richter .Organ des Ganzen der Gemeinschaf1:c. Nur in 
diesem Sinne der mittel- und kleinbürgerlichen Ideologie scheint mir die Leöitimation des 
Richteramtes durch die Volkssouveränität verstehbar; H. Krabbe spricht stattdessen von .Rechts­
souveränität.. (zit. bei Christian-Friedrich Menger, Moderner Staat und Rechtsprechung, 
Recht und Staat Hell: 361, Tübingen 1968, S. 15). 

SU F. Werner, Das Problem des Richterstaates. Schrif1:enreihe der Juristischen Gesellschaf1: e. V. 
Berlin Hell: 1, Berlin 1960, S.2/3 .Die Juristen aller Sparten sollten davor warnen, daß 
unsere öffentliche Ordnung schamlos wird .• So ders., Ober den Standort des Juristen in der 
öffentlichen Ordnung der Bundesrepublik, in: JuS t961, S. 329-334 (331). 

'I z. B. bei Brüggemann (N. 23), S.6, t79; Eberhard Schmidt, Richterturn, Justiz und Staat, in: 
JZ 190, S. 311-]26 (323/314); Wassermann, Wege und Ziele aktiver Justizpolitik, in: DRiZ 
1967, S. 4t-45 (41). 

,2 A. Wagner (N. 24), S. t8t; Brüggemann (N. '3), S. 3, 188. 
,S A. Wagner, ebd. S. 124, auch 156. 
" Dazu mit eindrucksvollen Metaphern aus dem Bereich des Kanalbaus: Hans G. Joachim, Kri­

tik und Selbstkririk der Richter, in: Kritische Justiz t/1968, S. :>-18; Wassermann (N. SC), 
S. 41: .Garant der Freiheitsrechte und eine Gegenkraf1: zur Exekutive •. 

5li Einmal hat sie bereits Vertrauen erworben ZUS:lmmen mit einem .Kapital an Sauberkeit. 
(ßrügöemann, N. 30, S. 14)' Die Enscheidungen der Gerichte .bedürfen im Letzten und Tief­
sten der sittlichen Resonanz aus dem Kreise der Rechtsgenossen. (Brüggemann, N. ZJ, S. 181). 
Vertr~uen muß dann stets erst gefordert werden. So bei A. Arndt N. 37, S. 19; Ebard, 
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Im Mittelpunkt der unübersehbaren Beiträge zur Justizreform stehen weniger 
Versuche, die institutionell nur schwach definierte Rolle durch Selbstverständi­
gung zu konturieren; sie befassen sich primär mit Fragen der Organisation. Es 
geht dabei - wie Rasehorn kritisiert56 - bislang eher um eine Rationalisierung 
der Justiz als um eine Demokratisierung. Als analytische Trennung innerhalb 
dieser beiden Komplexe führe ich noch die zwischen der organisatorischen und 
der prozessualen Stellung ein. für die Rationalisierung auf der organisatorischen 
Ebene werden vorgeschlagen: Verbesserung der technisdlen Ausstattung; Ein­
schränkung der Rechtsmittel und Kollegialgerichte (Einzelrichter in der ersten 
Instanz); einheitlicher dreistufiger Aufbau der Gerichte, mitunter auch ein Ein­
heitSgericht aller Geridmzweige, zumindest aber die Vereinheitlichung der Ver­
fahrensregeln; ein Rechtspflegeministerium; Vorschaltung anderer Organe 
(Rechtsämter mit Rechtsräten ; größere Kompetenzen für Rechtspfleger), spe­
zielle Familiengerichte ; wissenschaftliche Hilfskräfte bei den oberen Bundesge­
ridlten; GerichtSassessoren, die den Riduern zugeteilt werden; Richterakademien, 
Fortbildungsmöglichkeiten überhaupt. - Auf der prozesmalen Ebene: Verein­
heitlichung der Verfahrensregeln (s.o.), verbunden mit Rechtsunterricht zur 
Aufhebung der Rechtsfremdheit der Bevölkerung (was nicht nur prozessuale Be­
deutung für die Betroffenen haben soll, sondern darüberhinaus zur allgemeinen 
Offentlichkeitsarbeit gehört); Konzentration auf eine mündliche Verhandlung; 
Einschränkung der Schreibjustiz. 
Die Demokratisierungsvorschriften im organisatorischen Bereich der J ustizver­
waltung beinhalten vornehmlich eine Kritik an den hierarchischen Strukturen 
und exekutiven Einflüssen. Es werden verlangt die Erweiterung der Selbstver­
waltung in Haushaltsfragen (bis zur Vertretung des EtatS vor dem Parlament), 
bei Ernennungen und Beförderungen (Ausbau der Richterwahlausschüsse), in den 
Gerichtspräsidien; die Offenlegung des Pensenschlüssels; die :ofunktionale« (und 
nicht :ohierarchische«) Differenzierung der Instanzen. - Was dagegen die be­
kannte Forderung nach einer »leistungs- und funktionsgerechten" Besoldung und 
die Angleichung der Titel betrifft, so zielt sie - und das macht in der Spalte 
»Demokratisierung« eine weitere Trennung notwendig - auf das Prestige des 
Richters und nicht seine Rolle allein im Justiz-ApparatÖ7• Der allgemeine Titel 
"Richter« soll dabei eher als formaldemokratisches Statussymbol fungieren, das 
seine Reverenz dem Instanzenzug (ihn »funktional« differenzieren zu wollen, ist 
pure Beschwichtigung)· durch den jeweiligen Zusatz »am AmtSgericht«, "am 
Landgericht« etc. erweist. In die Diskussion um die Richterbesoldung fließen, 
vermittelt durch die Justizorganisation, die oben angeführten Interpretationen 
der verfassungsrechtlichen Stellung der Dritten Gewalt ein. Den Reformern 
geht es um eine "Entbeamtung« des Richters, um eine höhere Einschätzung ge­
genüber der Exekutive. »Anders als die Beamrenbesoldung dient die Besoldung 
des Richters nicht bloß zur Deckung seiner privaten Bedürfnisse zwecks Erhal­
tung der ArbeitSkraft und EinsatzbereitSchaft, sondern vor allem zur Sicherung 
seiner spezifischen Aufgaben und Stellung als Verfassungorgan.,,·5~ Selbst einern 

Ober d~s Amt des Ridlters, DRiZ [966, S. 75; A. Wagner, N. '.1. S. [98 und vielen anderen. 
Um den. Ta; des RedlCSc ist es stiller geworden - um die Forderung nach .aktiver Offendicil­
keitsarbeitc um so burer. 

so In: Rasehorn et al. (N. 14), S. [99 - In unserem Zusammenhang interessiert die oq;anisatori­
scile Stellung nur als Spannungsfeld, wie es in den Reformbestrebungen siciltcar wird. 

57 Aucil bei den Rationalisierungsvorsdlliigen verbergen sicil hinter der Forderung nacil Einzel­
richtern in der ersten Instanz und der Verr:ngeruns d.r Ric:hterzahl (= Erhühung der Besol­
dung = bessere Qualifikation) Prestigevorstellunsen von einem königlicilen Ricilter. 

s8 VerwG. Frankfurt a.M., BeschI. v. '5.5. [966, in: DRiZ [966, S. ~33-')S (~J5). Das Ver­
waltungsgericilt droht übrigens in seiner Formel von der wirtsmaftlichen • Kümmere"istcaz. , 
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»den äußeren Tätigkeitsmerkmalen nach )vergleichbaren< Beamten« gegenüber 
habe er wegen des »höheren Verfassungsranges (Art. 92 GG)« (ebd.) Anspruch 
auf eine bessere Alimentierung - zumal die »verfassungsmäßige Substanz« von 
der Exekutive bedroht wird30 • Aber - und d:ls betrifft die abstrakten, weil die 
Stellung im Staatsdienst und bürokratische Tätigkeit nicht aufhebenden Entbe­
amtungs-Versuche - ,.solange nicht für sämtliche Richter eine im wesentlichen 
gleiche Besoldung und gleiche Amtsbezeichnung vorgesehen ist, bleibt die Unab­
hängigkeit der rechtsprechenden Gewalt gegenüber der Exekutive auch bei ver­
fassungsgerechter Alimentierung der Richter nicht ausreichend gesichert.« (ebd.) 
Im prozessua/en Bereich geht es etwa um den rotierenden Vorsitz bei Kollegial­
gerichten, die Zulassung von dissenting votes. Schließlich - und hier treffen wir 
auf die kommunikative Seite der Rechtsanwendung, die wir oben unter metho­
dologischem Aspekt betrachtet hatten - soll sich ein ,.Stilwandel« im Prozeß 
vollziehen. Nicht als ,.anonyme Behörde«, sondern als Person soll der Richter 
dem Bürger gegenüberstehen. ,.Der Richter braucht nicht als schweigsamer, gries­
grämiger Löwe auf der sella curulis zu sitzen. Durch Einsatz seiner Persönlich­
keit kann er vielmehr eine Atmosphäre im Gerichtssaal herstellen, in der alle 
Verfahrens beteiligte einschließlich des Angeklagten zu dem Gericht Vertrauen 
fassen, jenes besondere Vertrauen nämlich, daß das Gericht den zur Entscheidung 
stehenden Tatbestand unvoreingenommen, gründlich und gewissenhaft prüft 
und gerecht und menschlich entscheidet.«GO Der Prozeß werde heute gar zum 
»Rechtsgespräch«61. :0 Vor allem ist mit der Erkenntnis Ernst zu machen, 
daß der Prozeß seinem Wesen nach auf Kooperation zwischen den Ver­
fahrensbeteiligten angelegt ist und kein Herrschaftsverhälmis darstellt. Soweit 
dieser Erkenntnis Mythen aus der Zeit des Obrigkeitsstaates entgegenstehen, 
müssen wir sie begraben.« (Wassermann, N. 60, S. 293) Was aber mit den 
Mythen aus der Zeit vor dem Obrigkeitsstaat? Den Statussymbolen Robe und 
Barett etwa. Selbst Rasehorn mag seinen Kittel nicht missen62• 

Die Darstellung des richterlichen Selbstverständnisses von Institution und Orga­
nisation der Justiz hat uns relative Spannungen gezeigt: den Vorstellungen vom 
subsumptiv unterwürfigen Dienst am Recht widerspricht das Faktum des Rich-

welche die Fähigkeit ZU .Iebendiger Anschauung der gesellschaftlichen Strukturen und Probleme., 
die. Weite des geistigen Horizontes. beschränke, mit der Gefahr einer Kl:usenjustiz (5.237) -
Ebenso im Urteil v. '5.3. '967, in: DRiZ '967, S. 3f3-3S8 (355). 

51 VerwG. Ffm., Urteil v. 30. 6. '966, in: DRiZ '966, S. 344-348 (348). 
60 LG-Präsident Rudolf Wassermann, Innere Justizreiortn - Aufgabe der Gerichtspräsidenten, 

in: DRiZ '968, S. 293 f. (294)' 
61 F. Werner, N. SO, '96o, S. 8; Konrad Zweigere, in: Die Zeit 8/69 v. 21. 2. 1969, S. S6; 

Brüggemann, N. 23, S. II6: .Der Bürger vor Gericht soll nicht Objekt, sondern Subjekt des 
Verfahrens sein. Er soll es miq;estalten. " Erst aus dem ,Rechtsgespräch< in Verantwortung 
und Gegenverantworlung sieht das GG die Wahrheit im Rechtsgang aufleuchten .• - .denn 
Wahrheit und Gerechtigkeit sind der Offenheit wesensverwandt und abhold dem Heimlichen .• 
(ebd. S. 184) Andererseits trägt die Rechtsprechung .das Siegel der Zurückgezogenheit, wie 
denn die reine Gerechtigkeit in der Stille gesucht wird .• (Ih): im Beratungszimmer - dieser 
Rationalisierungskammer -, wo sich .das Gewissen des Richters zum Entschluß durchringt •. 
(Werner, ebd. S. 10). 

82 Weil er die Amtshandlung dadurch erleichtere, daß er erregte Rechtssuchende zügelt, Abstand 
und Autorität des Richters fördert. Aber - er meint's wohl ironisch - .die Robe bedeutet nicht 
nur Schutz vor aus der Außenwelc kommenden Infektionen wie der Ji.rtzekittel. Es geht um 
mehr: sie soll stets ins Bewußtsein rufen - bei den Rechcssuchenden wie aber auch beim Richter 
selbst -, daß es bei unseren Verhandlungen nicht um die Austragung juristischer Probleme 
gehr, sondern um Grundfragen der Existenz und des Menschseins, also um metaphysische Vor­
gänge, die heute nom die gleichen sind wie vor Hunderten von Jahren, ja, die heute gerade 
infoige der Bedrohung der Humanität durch Technik und Apparaturen ... das Rechtsbewußt­
sein bestimmen .• Das Barett ist allerdings für ihn .eine geschwärzte Bäckermütze.: Theo Rase­
horn, Kommentar zur richterlichen Rebe, in: DRiZ '968, S. '3 - Zur Metaphysik des Baretts 
s.: von Sperber, DRiZ '967, 5.272 i. und dag. J. Reme, DRiZ '967, S. 352. 
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20 terredm. Der hierarchische Justizapparat (mit Dienstaufsicht und Fachaufsicht 
der RechtsmittelinstanzenG3 ) das Fehlen einer Kommandogewalt über seine 
Hilfskräfte konfligieren mit dem Anspruch auf Selbständigkeit und einer über 
die formelle Bedeutung VOn Weisungsfreiheit, Unabsetzbarkeit und Unversetz­
barkeit hinaus verschwommenen generalisierten »Unabhängigkeit« - auch eher 
ein Prestigesymbol. Das Besoldungsgefälle gegenüber einer suspekten Exekutive, 
mit der man beamtenrechcliche Regelungen teilt, werden einem »Hüter des 
Rechtsstaats« etc. nicht gerecht. Obrigkeicliche, traditionelle, sitclich aufpolierte, 
formaldemokratische Interpretationen werden angeboten. Diese Rollenkonflikte 
erlauben dem Richter einen relativen Spielraum des individuellen Selbstver­
ständnisses; sie sind, so lautet nun die These, zugleich der Grund für die Inhomo­
genität des richterlichen VorverständnisSl?s. 
Es gibt jedoch im richterlichen Selbstverständnis einen gemeinsamen Nenner, der 
neuere Arbeiten aller Provenienz . eint: der Richter wird letztlich begriffen als 
:>verantwortliche Persönlid}keitK. In ihr liege die Autorität einer jeden Entschei­
dung begründet. "Persönlicher Einsatz« wird verlangt, die» Personalisierung der 
Justiz«. Der Richter trägt für die "höchstpersönliche« Entscheidung die Verant­
wortung - und das ist natürlich "eine Verantwortung, die ihm nach Idee und 
Wesen des Richters niemand abnehmen kann". Mit dieser Formel ist das erreicht, 
was Eberhard Schmidt I953 (N. 51, S.324) verlangte: »Die Imponderabilien 
des Richterberufes müssen wieder zugkräftiger werden.« Sie ist die kolossale Le­
gitimation der Irrationalitäten heutiger Gerichtsentscheidungen; in ihrer Sub­
stanzlosigkeit macht sie die Justiz abhängig von beliebigen sozialen und politi­
schen Faktoren, damit zu dem, was sie ehedem sein sollte: pouvoir neutre. Mit ihr 
stellt sie sich in den mythologischen Zusammenhang, in dem Rechtsprechung und 
charism:lCische Verkündung eins sind64 . Für Konrad Zweigert - unverdächtig, 
wie's scheint - ist denn auch »im Grunde der Sache ... Richten Tun Gottes und 
nicht des Menschen.,,6~ In einer Gesellschaft mit selbständiger richterlicher 
Rechtsfortbildung aufgrund ethischer Prinzipien seien dem Richter heute Auf­
gaben zugewachsen, "die ohne Charisma gar nicht mehr zu bewältigen sind« 
(302). ,.Da nun mit der zunehmenden Ethisierung des Rechts das irrationale Mo­
ment angewachsen ist, muß dem Richter von der Gesellschaft ein Vertrauen ent­
gegenfließen, das nicht nur ein Vertrauen in seine Sache, sondern in das Charis­
ma, Vertrauen in seine Person ist.«(3 IO) 

Die Befangenheit in kaum durchschauten Mythologien entwertet anti-autoritäre, 
oppositionelle Kußerungen 68 wie die von Diether Huhn zu bloß formellem 

IIJ Diese Unterscheidung macht Theo Rasehorn. Was formt den Richter? (N. ~5) S. II f. 
e.a Ernst Forsthoff hat in seinem Königsberger Vortrag von 1940 über Recht und Sprache (Neu­

drudt: Darmstadt o. J., S. 5 ff.) diesen Zusammenhang von personhaft verantwortlicher 
Rechtsprechung und Verkündung als -idealische Gestalt« gezeigt: -Z"'ei Momente sind es. 
welche die Verkündung über die Mitteilung erheben und ihr eine andere logische Qualit:;t 
geben: E:; ist zunächst die personhafte Ent:;ußerung des Verkündenden. der nicht nur eine 
Mitteilung macht, sondern ein persönliches Erkenntnis von sich gibt, für das er, indem er es 
ausspricht, auch personhaft eintritt. Ein Erkennen also, dessen er sich ent:;ußert. um sich 
zugleich verantwortlich mit ihm zu verbinden.« (5) Sie setzt weiter voraus, daß sie -öffendich~ 
im Rahmen -urtümlicher Ordnun:;szusammenh:;nge~ geschieht. -Der Priester und dcr Richter 
sind darum Uq;estalten der volklichen Welt, die mit ihr selbst als notwendig gegeben sind •• (6). 

4S K. Zweigert, Zum richterlichen Cho.risma in einer ethis:erten Rechtsordnung, in: Festgabe 
für C:lrlo Schmid, Tübingen 196:, S. z99-lII (Z99). Die Hoffnung auf ein neues Charisma hat 
Zwei!;crc mittlerweile aufgegeben. Für ihn ist nunmehr der Richter _soci:t1 engineerc (Die 
Zeit 8/69, S. 56). 

os Der Salz VOn Wassermann, .Sie können die Justiz heute nicht mehr zu den Autoril:;ten zäh­
len, sondern sie müssen sie als Antiautoridt anschen .• (Frankfurter Rundschau v. 25. 9.1968), 
auf einem teach-in im Frankfurter Gerichtsgebäude ist nur auf die subversive Kraft solcher 
Veranstaltungen zurüdtzuführen, die Wassermann seine frühere Ansicht revidieren ließ. Vor-
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Aufmüpfen: "Es gibt nur eine Opposition gegen den Gesetzgeber und gegen die 
Exekutive ... : Das ist die Opposition der Richter .... Sie müssen Widerstands­
geist aufbringen.«61 Reformern wie Rasehorn ist nicht vorzuhalten - wie es 
häufig geschieht -, daß sie völlig theorielos seien. Ihre Kritik an der gängigen 
Dogmatik, den Schein problemen der .. herrschenden Universitätskamarilla«, an 
einer fungiblen Methodenlehre, ihre Aufdeckung psychologischer Entscheidungs­
grundlagen ist bei allem Gepolter nicht frei von theoretischer Einsicht. Ihnen ist 
aber vorzuhalten, daß sie, indem sie ebenso wie die Akteure ihres Gegenstands­
bereichs eine Formel wie die von der "engagierten« oder "verantwortlichen Per­
sönlichkeit« an zentraler Stelle68 verwenden, ihre analytischen Bemühungen 
vorzeitig - vor einer Herrschaftskritik - abbrechen, um nach vehementer Polemik 
das wieder zu erlangen, was der Kritiker des »Paragraphenturms« (1966, S. 15) 
den Richtern als spezifische Differenz attestierte: das unerschütterlich gute Ge­
wissen. 
Die mythologische Antwort auf den Legitimationszwang, welcher der Justiz 
durch ihren Funktionswandel auferlegt worden ist, begründet unsere Skepsis, 
daß es der Dritten Gewalt gelingen könne, legitime Handlungsspielräume gegen­
über verfestigten Institutionen im politischen System offen zu halten. Weder die 
Betonung ihrer verfassungsrechdichen Stellung noch die Demokratisierungsbe­
strebungen innerhalb des Justizapparats lassen den Schluß auf eine demokrati­
sche, zumindest anti-autoritäre Rechtsprechung ZU69 • Inwieweit aber könnte es 
der Justiz überhaupt gelingen, Konflikte, die durch bewußte und begrenzte Re­
gelverletzungen entstanden sind, nicht autoritär zu lösen, sondern durch flexible 
Anwendung von Legalnormen; eine Anwendung, in der die Ansprüche, Zwecke 
der Handelnden nicht durch Privatisierung und Applikation eingespielter Kon­
formitätserwartungen unterdrückt, sondern selbst noch in einen Reflexionspro­
zeß über eine historisch mögliche Prax{s mit hineingenommen werden. Inwieweit 
könnte es der Justiz gelingen, statt verletzte institutionalisierte Verhaltenser­
warrungen unnachgiebig legal zu stabilisieren, die Verletzungen noch als deren 
Produkt zur Gelrung zu bringen? Dies, so scheint mir, ist das allgemeine Pro­
blem, vor das die Prozesse gegen Mitglieder der ApO die Justiz, und darüberhin­
aus das herkömmliche Rechtsverständnis, stellen. - Aktive Proteste, bewußte 
Provokationen der >Neuen Linken< indizieren ein anti-autoritäres Verhalten, 
das, jenseits psychologischer und moralischer Momente, einem in experimenteller 
Selbsttätigkeit organisierten politischen Lernprozeß entspringt, dessen ursprung-

dem hieß es bei ihm: die Justiz .bleibt Autorität, aber sie ist nid1t menr autoritär, sondern 
nimmt menschliche Züge an.e (.Neuer Typ Yon Richter gesuchte, in: FR v. 1).6.68) • 

•• In: Raschorn et al. (N.14), S. 190; s. auch S. ~1 I: .Opponent der Gesellscha~e, Hoffnung 
der Nonkonformisten - dag. R:lsehorn, ebd. S. U9, der eine Opposition zur Gesellscha~ für 
verfehlt hält, st:ltt dessen das Eintreten des Richters für Humanität und Freiheit in den Vor­
dergrund stellt. - S. ebd. S. 60 (Fritz H:lsse): • Wer, wenn nicht wir Richter, besitzt die Un­
abhängigkeit, um die Lügen und die Scheinheiligkeit des Establishments zu zerfetzen und die 
Freiheit und die Würde des Menschen zu schützen. Wir könnten - besser als Regierungs- und 
Ministeri:llräte - demokratisches Bewußtsein in die Gesellscha~ tr:lnsportieren. Wir müssen 
uns nur bemühen ••• die herrlichen Möglichkeiten des Richteramtes •.. e - Hinter der vielge­
priesenen Kritik des DRB am klageunwilligen Bundespräsidenten st:lnd übrigens weniger anti­
:lutoritäres Verhalten, als vielmehr das Vertr:luen der Justiz in sich selbst: eine klare. demo­
kratische Rechtsprechung werde schon einen .kurzen Prozeße ermöglichen. S. Herbert Arndt, 
DRiZ 1968. S. 131. 

GB (N. 14). etW:l S. 17. ~o, ~:. ~5. 99. 1)4, 134, 136. - Auf S.33 findet sich ein Freisler-Zitat: 
.Soll veuntwortungsvolle Richterpersönlichkeit oder Abstimmungszahlenspiel Grundl:lge des 
Urteils sein I e 

G. Hans Peter Bull. Der Richter - .köni!:liche, .demokratische oder was sonst? in: ZRP 
3/1968, S. 64~9 (66). weist darauf hin, d:lß durch die Selbstbestimmung einzelner Gruppen. 
deren Entscneidungen nicht mehr allgemein tunsparent sind. ger:lde undemokr:ltische Tenden­
zen gefördert werden können. 

21 
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22 liche Sensibilität gegenüber verdedcten Gew::dtverhältnissen nicht mehr empö­
rende Unterprivilegierung, Erf::thrungen einer geknechteten, ausgebeuteten Klasse 
voraussetzt'O. Nicht deshalb, weil in diesen Verfahren der Mittelstand unter 
sich bleibtöl, sondern weil ihre Kritik über die an Klassenherrschaft. was auch 
immer das heute sein soll, hinausschießt, nimmt sich der Vorwurf der ApO, die 
Rechtsprechung übe Klassenjustiz, eigentümlich aus. 
Unsere Frage zielt nun nicht mehr auf die soziale Rolle des Richters und sein 
Selbstverständnis, vielmehr auf Denkformen der Rechtsanwendung, auf historisch 
variable Kategorien der richterlichen Urteilsfindung. Wir fragen nicht abstrakt 
nach einem teleologisch bestimmten ,. Weltbild« 72, sondern nach quasi-transzen­
dentalen Mustern, die auf einer bestimmten historischen Stufe während der aka­
demischen Ausbildung die Umsetzung dogmatischer Sedimente in motivische 
H:mdlungsinformationen ermöglichen. 

Die Bedelltung der akademischen Qualifibtion 

Die Bedeutung der rechtswissenschafl:lichen Sozialisation konnte solange unter­
schätzt werden, wie die Rechtsordnung die Interessen derer unmittelbar traf, die 
in ihre Tedmiken eingeübt werden soUten. Heute dagegen nimmt für die Studen­
ten die Internalisierung von zu sozial technischen Regeln vergegenständlichten 
Interessen im Rahmen einer unveränderten Dogmatik zwangshafl:e Züge an. In 
der Erfahrung der Härte (oder Bedeutungslosigkeit) des Materials, mit dem das 
Bewußtsein juridifiziert werden soll, wächst zugleich die Empfindsamkeit für 
dessen hintergründige Organisationsprinzipien. Nicht mehr stehen dogmatische 
Konstruktionen im Vordergrund, "herrschende« oder »abweichende« Meinun­
gen, juristische "Theorien«, sondern die Bedingungen ihrer Anwendbarkeit. Es 
geht mir in diesem begrenzten Rahmen auch nicht um die Ausbildungsformen, 
die die Entfaltung einer politischen und soziologischen Phantasie restringieren 
und dadurch nur scheinbar vor der,. Willkür von Einfällen« sichern. Als Kom­
plexe, die das handlungsleitende Interesse der Jurisprudenz jeweils - neben der 
institutionalisierten Rolle und den Selbstinterpretationen ihrer Träger - festle­
gen könnten, möchte ich abschließend diskutieren: juristische Methodenlehren, 
Fallösungs-Techniken und Zurechnungsformen. 
Die bislang angebotenen juristischen Methodenlehren oder methodologischen 
Untersuchungen legitimieren oder kritisieren faktisches richterliches Verhalten, 
ohne aber jemals dieses »naturalistisch" wiedergegeben zu haben. Sie erwecken 
den Schein einer normativen Methodologie; ihre Standards definieren aber ein­
mal nur abstrakte Bezugssysteme (,.Interessen" des »Lebens«, abzuwägende 
,. Werte«, soziologische Analysen) oder Grade der Loyalität gegenüber dem Ge­
setz (rigide Subsumption und Begriffszerlegung, »denkenden Gehorsam«, »Gesetz 

,0 S. Oskar Negt, Einleitung zu: Die Linke antwortet Jürgen Habermaf, Frankfurt a. M. 1968, 
S. 17 ff. - M:ln kann sidt natürlidt :ludt so :lusdrücken, 'wenn man bislang vergeblidt nadt der 
metaphysisdten Entität .Klasse. ~esudtt hat. 

11 Kar! Liebknedtt konnte nodt schreiben (Irr, 31): .Es ist ja leider eine sehr bekannte Ersdtei­
nung, daß man, sooft Studenten auf die Ankla~ebank kommen, das volle Verständnis dafür 
hat, daß sie nur in jusendlidtem übermut cinen Unfuo; begangen haben, daß man aber, wenn 
ein Arbeiter einen :iquivalenten Exzeß beseilt, mit Vorlieue von einer ungeheueren Verrohung 
des Arbeiterstandes spridtt und daß Dame Justitia den Arbeiter mit einer Wudtt am Kragen 
pacXt. die man bei der Verfolgung VOn Angehörigen der besseren St:inde in :ihnlidten Fälle!1 
durdtaus vermissen muß .• 

1! Wie es Kar! En;isdt. Vom Weltbild des Juristen. 1. Auf!. Heidelberg 1965. für die juristisdte 
Bel;,iffsbildung gezeigt hat. Daran I:ißt sidt allgemein das handlungsleitende Interesse der Juris­
prudenz nachweisen. 
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und Recht .. ), Problemlösungs-Attitüden für notwendige "Anpassung«, Lücken­
füllung, »geglückte fortbildung« des Rechts; stellen jedoch keine Kriterien der 
Plausibilidt dar: sie sind fungibel in dem Sinne, daß sie zu Argumentations-In­
stanzen in einem Handlungsgefüge werden, das objektiv ganz anderen Regeln 
folgt. Die Schallplatten verleger-Entscheidung des Bundesgerichtshofs macht das 
deutlich73 : während das Gericht meint, "systematisch« zu interpretieren, ver­
fährt es längst »teleologisch ... Juristische Methodologie zielt nicht auf Oberprüf­
barkeit von Entscheidungen, sondern erhebt den Anspruch, intentional präskrip­
tiv zu verfahren: ihre Anweisungen könnten zu verbindlichen Maximen des 
Interpreten selbst werden. Sie lebt von der Fiktion, daß, wenn eine Frage nor­
mativ gelöst sei, sie überhaupt gelöst sei. Und ihre normativen Regeln, unabhän­
gig von irgendwelchen Sinnkriterien, welche die neuere Wissenschafhtheorie ent­
wickelt hat, erschöpfen sich darin, ,.abzuwägende" Gesichtspunkte zu formulieren 
(Gleichrangigkeit der Interpretationsregeln), die bloß die Entscheidungskompe­
tenz dezisionistisch auf den jeweils Anwendenden verschieben7~. Sie ist zitier-, 
aber kaum motivfähig. Ihr Einfluß auf die aktuelle Rechtsanwendung besteht 
anscheinend darin, daß ein Richter die angebotenen Subsumptions-Vorstellungen 
für sich beanspruchen kann: er sei ja ans Gesetz gebunden - eine Aussage, die 
nichts über die Anwendung enthält, sondern nur den Schluß auf freilich formale 
Skrupel des Richters zuläßt. 
Weniger das, was explizit formuliert wird, als das, was hinterrücks eingeübt 
wird, scheint praktische Lernprozesse zu charakterisieren. Während der ApO­
Verfahren hat sich in ungewöhnlicher Transparenz gezeigt, daß die Fallöslmgs­

Techniken - und ich behandle hier vornehmlich die strafrechtlichen - nicht die 
Plastizität der Interpretation garantieren, um einem Fall gerecht zu werden. 
Rechtsgesetze knü pfen zwar ans Außere der Handlungen an; es ist aber eine fatale 
Fiktion, die Beurteilung des Sachverhalts und die Feststellung der Tatbestands­
mäßigkeit als eine »wertneutrale Subsumption« hinzustellen, wie das z. B. Richter 
Schwaibe im Paar-Urteil machte - als ob für einen Richter solche Begriffe wie 
»Aufruhr«, "Zusammenrottung« und "Gewalttätigkeit« neutral seien, der im 
Verfahren selbstverständlich verkündet: "Ordnung muß sein.« Die »wereneu­
trale Subsumption« erweist sich als Abwehrstrategie gegen eine historische Aus­
legung, gegen eine Betrachtung der Interessen, die in die gesetzlichen BegriI'fe 
eingegangen sind. Indem der Richter diese verdrängt - gleichwohl seine privaten 
Konnotationen verrät - stellt er sich objektiv auf den Standpunkt des Obrig­
keitsstaats von r87I. Die juristische Technik verrät sich freilich selbst: denn die 
Erfüllung der Tatbestandsmäßigkeit soll die Rechtswidrigkeit ,.indizieren«. Der 
Sprung von der puren Tatsachenfeststellung zur Konstatierung des Unrechtsge­
halts zeigt jedoch an, daß in die Gesetzesbegriffe Wertungen eingeschlossen sind, 
Bevor dann das "Recht des Willens«;:; - die Schuld - als drittes betrachte: wird, 
hat der Täter erst einmal Unrecht. ,.Schuld« ist bloß noch eine Residual-Katego­
rie. Exemplarisch ist das am Urteil gegen die vier (?) Brandstifter zu belegen. Mit 
unerhörter Akribie wird der äußere Tamergang zu rekonstruieren verursacht, 
·die Zusammenkunft der Angeklagten, ihr Verhalten am Tattag, die Gebäudever­
hälmisse, das Ausmaß des Brandes, die Brandsätze etc. - was alles nicht zu kri­
tisieren wäre, wenn nicht der politische Aspekt - der das Lösungsschema zerreißt, 
weil er nicht mehr im äußeren Geschehen wiederzuerkennen ist - zu kurz käme, 

7~ K:mcllscnae, Ure. \'.30. 0.1900: BGHZ 46, 5.74-87. Die vorz.üglichcn Beispiele von K. Zwing--
mann, (N. 24) S. s 5 ff., zeigen darüberhinaus die allgemeine Auseauschbarkeie der meehodisd,en 
Seandards. 

1-1 S. N. Luhmann, (N. I') S. 60, SI. 
7~ G. W. F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Reches, § 118. 

Z] 
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nicht nur sieben von zweiundvierzig Seiten einnähme. Zudem zeigen sich in der 
- selektiven - Darstellung der persönlichen Verhältnisse gewisse ordnungslie­
bende, sittenreine Dispositionen der Richter, die doch so gerne neutral verfahren 
möchten·a• 

Was in den Faliösungs-Techniken zum Ausdruck kommt, sie erst verständlich 
macht, aber in den routinemäßigen Schritten von einer zur anderen Stufe unter­
drückt wird, sind Zilredmllngs/ormen, die nicht mehr Instrumente juristischer 
Vernunft sind, sondern selbst objektive Interessen bezeichnen. Daß Rechtsgesetze 
auf das Kußere von Handlungen gehen heißt, daß an diese, als einem "Sachver­
halt", Erwartungen, Interessen herangetragen werden und zwar so, daß sich dem 
physikalisch vergegenständlidmn Ereignis "Handlung« gegenüber die legiti­
mierten Erwartungen (»Rechtsgüter«) ungebrochen durchsetzen. Inwieweit, so 
nehme ich die Frage von oben auf, kann es nun im Rahmen der juristischen Kate­
gorien gelingen, daß diese objektive Zurechnung sich gegenüber der "Innenseite« 
des Handlungssystems als legitim noch ausweisen muß, sie überhaupt erst einmal 
zur Kenntnis des Betrachters gelangen läßt? In welchem Maße ist es möglich, die 
Ziele von Handlungen zu interpretieren, ohne vorgängig die eigenen Interpre­
tationen zu applizieren: gegen die eigenen Vorstellungen des (polizeilichen) Be­
obachters von Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung, Radau, Krawall 
usw., die als intentional dem Betrachteten unterlegt werden - als ob jemand um 
des Störens willen stören wollte -, die Interpretationen der Agierenden noch zur 
Geltung zu bringen7ö ? Um diese Frage für das richterliche Weltbild zu diskutie­
ren, ziehe ich eine Formel heran, die in einigen Urteilen explizit, sonst beim ver­
hssungskonformen Schaukeln zu finden ist: die »Goldene Rege!«. An dem Auf­
satz von Günter Spendel in der Festschrift für Fritz von Hippe1'8 möchte ich 
verdeutlichen, von welchem Konzept einer kommunikativen Interpretations­
struktur das juristische Verständnis beherrscht ist. Spendel vermerkt, daß für den 
Juristen eine vom äußeren Verhalten ausgehende Betrachtungsweise charakte­
ristisch sei, die natürlich subjektive Momente nicht ausschließe (502). Um aber 
diesen objektivierenden Aspekt begründen zu können, muß er den "Normal­
Fall" unterstellen, ,.daß die Menschen in dem übereinstimmen, was sie nicht er­
leiden wollen" (p I). Das sei eine »notwendige Grundlage für ein rechtliches Zu­
sammenleben der Menschen« (p I) - der »normalen« Menschen (509), zu denen 
nicht gehören die feinfühligen, exzentrischen, törichten oder abgestumpften. Was 
er also unterstellt, sind stabile Kon/ormitätserwartungen, innerhalb derer die 

14 E. sei nod!, aud! als Nad!rras zur ridlterlid!en Kritik der Exekutive, vermerkt, daß bei der 
Bccr:td!tun!; polizeilid!en Handeln. d:u Sd!ema umkippt: daß der Beamte .im Bewußtsein 
seiner Verantwortung_ handelte. indiziert die Red!tmäßigkeit se ines .entsd!lossenen« Han­
delns und ermöglid!t. daß andere einen Straf tatbestand erfüllen können. S. z. ß. LG Bremen, 
Urt. v. 17.4.1968, in: NJW 1968. S. 1889. 

17 Erhard Dennin!;er hat in einem Beitr,,!: über .Demonstrationsfreiheit und Polizeigewalt«, 
ZRP z! , 968, S .• p -46, dieses hermeneutisdle Problem kurz behandelt unter der Perspektive 
polizeilid!er Beurteilung. Seine Untersd!eidung von Reform und Revolution ist allerdings aud! 
eher eine :iußerlid!e, Barzelsd!e. - Die Erwiderung von Guradze. ZRP 1"969, S.6.'7, geht 
h:1arsd!arf an diesem Problem vorbei, dod! nid!t ohne selbst ein Problem zu exemplifizieren. -
\1;'i e man unangekränkelt sein ordnung,liebendes Vorverst:indnis durd!,etzt. demonstriert aud! 
Konrad Zweigert (Die Zeit 8i69, S. 56): .Mit der Kampagne gegen die Justiz. die von radi­
bIen jungen Louten der sogenannten APO organisiert wird, kann man sid! seiStig nicht aus­
einander,etzen, weil hinter dieser kleinen Minderheit - es wäre bitter unrecht. sie mit den Stu­
denten zu identifizieren - kein Geist. Ziel oder Programm steht, sondern nur die dumpfe und 
unreflektierte Absicht, unser ganzes Justiz- und Rechtssystem zu zerstören. Hier wird keine 
Meinung geäußert. die unter dem Schutz des Artikel 5 des Grundge,etzes stünde. sondern 
linksfaschistischer Terror praktiziert, der mit staatlichen Mitteln abzustellen ist.< Solche Sätze 
sind nicht mehr nur ein wahrnehmungspsychologisd!es oder hermeneutisches ProDlem, sondern 
eines der autoritären Restaur:ttioD. 

1R Tübingen '967. S. 49[-516. 
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Handelnden prinzipiell austauschbar wären. "Im übrigen sorgt schon die 
menschliche Natur dafür, daß keine zu großen Abweichungen darin bestehen, 
was die Menschen nicht erleiden wollen.« (5 I 5) Das delikate, von Kant formu­
lierte Problem, ob denn nicht auch der Delinquent die Goldene Regel wider den 
Richter kehren könne, macht die Notwendigkeit einer möglichen Rollenvertau­
schung klar; denn unser Prinzip funktioniere, so Spendel, nur, wenn auch der 
Richter straffällig geworden sei; dann solle er aber auch nicht mehr urteilen, er 
solle sich vielmehr schämen; aber der Delinquent vermag sich nicht durch diesen 
Hinweis ,.seiner verdienten Strafe zu entziehen«. Die Rechtfertigung der Strafe 
hänge nicht davon ab, ob der Richter »persönlich rechtlich handelt« (P4). Es 
werden also unter dem Schein persönlicher Beziehungen kollektive Erwartungen 
appliziert, in denen beschlossen ist, wann eigentlich eine Strafe »verdient" sei. 
Ein derart rigides Rollenkonzept - und das eint den kategorischen Imperativ mit 
der Goldenen Regel - erklärt legitime Abweichungen von Handlungsinterpreta­
tionen für unmöglich. Jedes vernünftige Individuum befolgt die Erwartungen, 
die an es gesteIlt werden und garantiert damit eine überstabile Komplementari­
tät der Rollenschemata. Nur dadurch, daß jedes Subjekt ohnehin schon (auto­
nom) weiß, was es zu lassen hat, stellt sich ein rechtssicherer, sprachlich eindeuti­
ger Zustand her. Dieses Modell bestimmt die richterliche Interpretation noch 
und gerade dann, wenn es durch soziale, rechtlich relevante Konflikte zerbrochen 
ist. Dann bildet es die Grundlage, auf der sich der forensisch verwaltete sensus 
communis unerschüttert durchsetzen kann. 
Mit dem Postulat der Reziprozität ist aber noch kein inhalcliches Kriterium 
gegeben. Es kommt auf die Setzung von "Schranken« an; bei den Anti-Springer­
Demonstrationen darauf, ob die Begriffswelt der Bild-Zeitung auf die Handlun­
gen angewendet werden soll (»Das war kriminell!«), oder die Ziele der Demon­
stranten, die intentional nicht dadurch erfaßt werden, daß dabei »von vorne­
herein Menschen und Sachen geschädigt werden und durch die gewaltsam die 
Auslieferung von Presseerzeugnissen verhindert werden sollten« (Richter Schwal­
be). Damit macht sich der Richter die Betrachtung Springers zu eigen, stellt sich 
objektiv auf dessen Seite. Die Forderung nach verfassungskonformer Auslegung 
hilft hier nicht, weil sie nur eine beliebig lange währende Abwägung verlangt, 
die sich, ohne auf die Handlungsinterpretationen eingehen zu müssen, dann in 
allgemeinen Gesetzen oder anderen Grundrechten als denen der Demonstrations­
freiheit bricht. 
Es geht darum, daß den Juristen ein Bildungsprozeß79 zugemutet wird, in dem 
sie auch die Interessen der »autonomen Persönlichkeiten« - die ja die Angeklag­
ten sein sollen -, die aber gar nicht so privat und persönlich sind, zu treffen ha­
ben. Der bürgerliche Prozeß lebt bislang von der Fiktion, daß das willensfreie 
Subjekt an seinen eigenen Maximen gemessen werde, von denen es - situativ, zu­
fällig - abgewichen sei. Als Fiktion erweist sich das dann, wenn die legale Legi­
timation selbst problematisiert wird: konkurrierende Interpretationen angebo­
ten werden. Und die herrschende Justiz, ihrem Anspruch untreu, stilisiert die 
abweichenden Vorstellungen in den ApO-Prozessen zu »idealistischen Motiven" 
oder umgekehrt zu einer privaten »extremistischen Einstellung«, die unter dem 
Schleier des Personalismus, nicht ausgewiesener Legitimitätsmuster des Systems 
begraben werden. 
Der Personalismus ist nid7t fllnktional notwendig auf Klassenherrschafl bezo­
gen; er schneidet vielmehr die Reflexion auf historisch Gebotenes vorweg dadurch 

7a Im Priv3trecht hat die technische Entwicklung neue, nicht persänlich-schuldhaft zurechen­
bare Haftunssgründe hervorgetrieben, die sich auf soziale Funktionen beziehen. 

.1J 
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16 ab, daß ein Begriff wie »soziale Verantwortlimkeit« tabuisiert wird. Nur so 
läßt sim wohl die ambivalente Remtspremung des Bundesarbeitsgerimts, die 
dem Begriff der Klassenjustiz noch am nächsten kommen könnte, interpretieren: 
die personale Betramtung verdedtt soziale Herrsmaftsverhältnisse (und führt 
zur Beschränkung des Streikrechts), ermöglimt aber bei sozial irrelevanten Fäl­
len eine caritative Praxis. - Die punktuelle Reduktion der Zuremnung aufs Wis­
sen und Wollen eines personalen Täters ist allemal entpolitsierend: ob nun die 
Berliner Senatspolitik in der »vegetativen Labilität .. eines Kurras verschwindet 
oder etwa nur nom die Handbewegung untersucht wird, mit der Steine gewor­
fen worden sein sollen (vielleicht aum Herr Rehse im Berarungszimmer, seine 
ausdrüddime Absage ans Gesetz formulierend). Objektive politische Gehalte von 
Handlungen werden zur puren Vorsatzform60• Das Beharren von Zeugen und 
Verteidigern auf einer Betramtung der politischen Hintergründe und des Ver­
haltens der Polizei wird beendet durch den ungeduldigen Hinweis des Richters, 
daß man dom wieder »zur Sache« kommen wolle. Darin, daß der Richter Agen­
tur allgemeiner Konformitätserwartungen ist, liegt der Grund seiner Interpre­
tationsherrsmaft. Sein stellvertretendes Verständnis würde bedroht, hätte er sich 
einer verbindlimen Diskussion zu stellen. "Die politischen Argumente sollte man 
anhören, respektieren und evd. subjektiv berüdtsimtigen, die Replik aber dar­
auf besmränken, daß Sozialismus legitim, aber kein genereller Remtferti­
gungsgrund ist.« Solche Zurüdthaltung empfiehlt Martin Kriele angesimts der 
).Justizkampagne« der ApO, sowie die »weitestmöglime Reduktion des Verhal­
tens- und Ausdrudtsstils auf den Ton funktionaler Sachlimkeit« (ZRP 2/69, 
S. 40). Darin sind aber die »politismen Argumente« nurmehr private Außerun­
gen, die eine »souveräne Rimter-Persönlimkeit«81 im Unverbindlimen belassen 
kann (»evd. subjektiv berüdtsimtigen«). Die Atmosphäre "funktionaler Sam­
lichkeit" ist eine der Unverbindlichkeit. Indem die argumentative Kommunika­
tion im Prozeß zum irrationalen, nur scheinbar das Urteil begründenden Gesme­
hen herabgesetzt wird, kann der Richter seine Herrsmaft ungetrübt - funktional 
- ausüben. Im Urteil kann er dann den Angeklagten vielleimt von seinen Lern­
prozessen Zeugnis geben etwa in der Form, daß der Vietnam-Krieg ,.ein Erleb­
nis (sei), das jeden human gesinnten Mensmen berühren sollte« (Brandstifter, S. 
40). ,. Verstehen« ist an kommunikative, und d. h. verbindliche argumentative 
Praxis gebunden. In ihr löste sim Herrschaft auf. Der Richter aber, um Herr­
smaftsinteressen durchsetzen zu können, entzieht sim vernünftigem Reden. Er 
braucht ni mt die Betroffenen niederzubrüllen; er smweigt. 

sn Das Brandstifter-Urteil gibt sich fortschrittlich; es geht von einem .politischen« Be;;riff der 
Schuld aus • in dem Sinne, daß der Titer sich bewußt der geltenden Rechtsordnung Ilicht 
.anpaßt« (38). Die politischen Reflexionen gehen vielversprechend von der Fra!:e nach der 
Lel:itimität der Gewalt in politischen Konflikten aus. Dann aber holt es die Vertrauten For­
meln hervor: daß die BRD &e freieste Verfassung besitze, die Deutschland je besaß; und auch 
die Verfassullgswirklichkeit gewährleiste (?) einen, wenn auch nicht vollkommenen, demokra­
tischen und sozi:llen Rechtsstaat. Deshalb könne von einer Widecst:>.ndssituation - und das 
.wird jeder rechtlich gesinnte Mensch leicht einsehen« - in der BRD nicht die Rede sein. Und 
ohne Beachtung der Differenz von direktem und symbolischem Widerstand: gewalcsamer Wider­
stand s~i nur. in äußersten Nocsituationen als äußerstes Mittel zur Abwehr äußersten staatlichen 
Unredlls erbubt« (36). Statt nach diesen pragmatischen Leerformeln endlich auf das Problem 
der Gewalt einzugehen, fließt die Goldene Regel wieder ein; denn bei .gewaltsamen Aktionen. 
würden Unbeteiligte und Unschuldige in Mitleidenschaft gezogen, wenn sie nicht gar getötet 
würden. Ohne Kriterien dafür anzugeben, wann die Beeinträchtigung anderer rechtlich relevant 
wird, operiert das Gericht mit Vorstellungen einer überstabilen, glei6geschalceten, nur verbal 
unruhigen Gesellschaft. Und schließlich: .Mangels wirksamer Effektivität ist schon um deswiJJen 
politischer \'Viderstand unrechtmäßig .• 

81 Die von R. W'assermann (Interview in: Der Spie!;el 6/69 v. 3. 2. 69, S. :3) angeführte Cha­
rakterisierung des Richters als .souveräne Persönlichkeit« scheint die der .verantwortlichen 
Persönlichkeit« abzulösen. 
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